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Liebe Leserin, lieber Leser,

schön, dass Sie sich auch für

unseren neunzehnten

Newsletter Zeit nehmen.

Passend zum Herbst laden

wir Sie zu einer bunten Mi-

schung von justizvollzugsre-

levanten Themen ein.

Einleitend fragt Kay Matthias

von der Führungsakademie,

der seit mehreren Jahren

Assessment Center für Füh-

rungskräfte im Justizvollzug

durchführt, wo eigentlich das

falsch eingestellte Personal

verbleibt?

Den Erfolg von Bildungs-

maßnahmen im Justizvollzug

hat Professor Dr. Jens Bor-

chert von der Technischen

Hochschule in Nürnberg nä-

her beleuchtet. Er stellt in

seinem Artikel unter ande-

rem fest, dass neben der

Vermittlung der formalen

Bildung auch informelle

Praktiken im Vollzug beste-

hen, mit denen Gefangene

Wissen und Kenntnisse er-

langen.

Durch längere Haftzeiten

und eine zunehmende

„Psychiatrisierung“ des Voll-

zugs sind in der Schweiz die

Kosten für die Unterbringung

von Gefangene zwischen

2005 und 2010 um 24 Pro-

zent angestiegen. Der Direk-

tor des Schweizerischen

Ausbildungszentrums, Dr.

Thomas Noll, zeigt auf, wie

durch Risikodiagnostik und

Therapie zukünftig die Kos-

ten gesenkt werden können.

Bereits im letzten Newsletter

hat Michael Schäfersküpper

von der Fachhochschule für

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen das anzuwenden-

de Recht im Justizvollzug

verständlich erläutert. Nun

geht er auf den Umgang mit

Beschwerden der Gefange-

nen nach Artikel 17 des

Grundgesetzes ein.

In Nordrhein-Westfalen wur-

de ein Projekt initiiert, dass

sich die Förderung einer

opferbezogenen Vollzugsge-

staltung zum Ziel gesetzt hat.

Einige Elemente werden

derzeit in der Justizvollzugs-

anstalt Schwerte erprobt.

Claudia Gelber, Vorsitzende

Richterin am Landgericht

Bonn und Holger Joiko, stell-

vertretender Justizvollzugs-

beauftragter des Landes

Nordrhein-Westfalen berich-

ten von dem Projekt und den

ersten Erfahrungen.
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Professor Dr. Bernd-Dieter

Meier von der Leibniz Uni-

versität Hannover diskutiert

für uns die Frage, ob Scha-

denersatz eine Alternative

zur staatlichen Strafe sein

kann.

Die ebenfalls sehr interes-

sante Frage: „Was für wen

unter welchen Umständen

wirkt?“ greift Professorin Dr.

Daniela Hosser von der

Technischen Universität

Braunschweig auf. Sie hat

anhand von Entwicklungs-

verläufen von Jugendstrafge-

fangenen nach Antworten

gesucht.

In einem Pilotprojet in der

Justizvollzugsanstalt Ebrach

wurde die elektronische Auf-

enthaltsüberwachung (EAÜ)

erprobt. Dr. Maike M. Breuer

und Dr. Johann Endres vom

Kriminologischen Dienst des

bayerischen Justizvollzugs

erläutern die EAÜ und stellen

ihr Fazit vor.

Wir wünschen Ihnen einen

tollen Herbst und viel Spaß

beim Lesen.

Herzliche Grüße aus Celle

sendet Ihnen

Michael Franke

J A H R G A N G  1 0  ●  A U S G A B E  1 9  ●  O K T O B E R  2 0 1 3  

J U S T I Z N E W S L E T T E R

Personalauswahl im

Justizvollzug
2

Effizienz von Bildungs-

maßnahmen im

Justizvollzug

5

Risk-Assessment und

Therapie
9

Unmittelbares Verfas-

sungsrecht im Justiz-

vollzug

12

Die Opferperspektive im

Strafvollzug
16

Ankündigungen 30

Kontaktadressen 31

Elektronische Aufent-

haltsüberwachung
27

Alternativen zum

Strafrecht
22

Entwicklungsverläufe

von Jugendstraf-

gefangenen

24

I N H A L T

http://www.fajv.de


Newsletter Nr. 18 Seite 2

Untersuchungen zur
Güte von Personalaus-
wahlverfahren. Im Mit-
telpunkt stehen dabei
neben den Fragenstel-
lungen nach der Objekti-
vität und Zuverlässigkeit
einer Methode vor allem
auch die nach der Gül-
tigkeit bzw. Validität der
mit einem Auswahlver-
fahren gemachten Prog-
nose über den zukünfti-
gen beruflichen Erfolg.
Dieser Faktor lässt sich
statistisch berechnen
und schwankt zwischen

„Die Guten ins Töpfchen, die Schlechten …?“
Thesen über den Verbleib von falsch eingestelltem Personal

von Kay Mihai Matthias

Selbst das beste Perso-

nalauswahlverfahren mit
den ausgefeiltesten Me-
thoden und den bestge-
schulten Beobachtern
kann nicht 100%ig sicher
sein. Immer wird es bei
der Personalauswahl
auch Fehler geben, wer-
den nicht geeignete Be-
werber eingestellt. Vor
diesem Irrtum können wir
uns nicht vollständig
schützen. Aber wo blei-
ben diese „Fehl-

einstellungen“ dann ei-
gentlich? Was wird aus
ihnen?
An dieser Stelle möchte
ich einige Vermutungen
diskutieren und damit
anregen, sich innerhalb
der eigenen Behörde,
Organisation oder Be-
triebes einmal Gedan-
ken darüber zu machen.

Innerhalb des weiten
Feldes der Personalaus-
wahl und Personaldiag-
nostik gibt es zahlreiche

der Fehler erster Art
auch Alpha-Fehler ge-
nannt und der Fehler
zweiter Art auch Beta-
Fehler genannt. Mit dem
sogenannten Alpha-
Fehler wird die Zurück-
weisung geeigneter Be-
werber bezeichnet, oder
anders gesagt, man hält
einen Bewerber für unge-
eignet für eine bestimmte
Stelle obwohl er eigent-
lich geeignet wäre. Die-
ser Fehler wird in der
Regel wenig offensicht-
lich, da man die entspre-

Validität von 0.6. Nun
können Sie, bevor Sie
weiterlesen, einmal ra-
ten, wie hoch unter die-
sen Bedingungen die
Trefferquote ist. Sie liegt
bei rund 60%. Damit
haben Sie sich selbst
unter guten Bedingun-
gen wahrscheinlich bei
einem der zwei ausge-
wählten Bewerber ge-
täuscht (40%).
Aus der Sicht eines Di-
agnostikers sind an die-
ser Stelle zwei Fehlerar-
ten zu unterscheiden:

chenden Bewerber ja
nicht mehr wiedersieht.
Wir können also nie die
Erkenntnis erlangen,
dass der Bewerber ei-
gentlich gut in seinem
Job gewesen wäre. Der
Beta-Fehler hingegen
meint, dass die als ge-
eignet getesteten Be-
werber in Wirklichkeit
ungeeignet sind.
Statistisch hängen diese
beiden Fehler eng zu-
sammen. Man kann den
einen nicht verkleinern,
ohne den anderen nicht

setzen und nutzen dazu
als Auswahlinstrument
ein gutes, solides Ein-
stellungsinterview. Nach
Durchsicht der Bewer-
bungsunterlagen (was
streng genommen be-
reits der erste, wenn
auch wenig valide Schritt
der Personalauswahl ist)
laden Sie 20 Bewerber
ein. Durch jahrlange Er-
fahrung wissen Sie, dass
von den eingeladenen
Bewerbern im Schnitt
jeder Fünfte geeignet ist
also 20 %. Ihr Interview
gehört zufällig mit zu den
besseren Auswahlinstru-
menten und erreicht eine

den Werten -1 (bedeutet
alle nicht geeigneten Be-
werber werden für geeig-
net gehalten und umge-
kehrt) und 1 (bedeutet
alle geeigneten und nicht
geeigneten Bewerber
werden als solche er-
kannt). Die besten Ver-
fahren erreichen dabei
laut Studienlage im
Schnitt einen Wert von
ca. 0.51 (vgl. Schmidt &
Hunter, 1998). Mathema-
tisch lässt sich nun sehr
leicht berechnen (leicht
auch nur für einen Ma-
thematiker bzw. Statisti-
ker), wie hoch denn nun
unter bestimmten Bedin-

gungen die Trefferquote
ausfällt, wie hoch also
der Anteil an ausgewähl-
ten Bewerbern ist, bei
denen Sie mit Ihrer Prog-
nose „Berufserfolg“ rich-
tig liegen. Die genaue
Berechnung erspare ich
Ihnen an dieser Stelle,
sie kann aber auf der
Internetseite http://
www.ki-bit.com/taylorrus-
sell nachvollzogen wer-
den. Ich möchte es aber
an einem Beispiel erläu-
tern:

Bitte stellen Sie sich vor,
Sie haben zwei Stellen
für Sozialarbeiter zu be-

Kay Mihai Matthias

Diplom-Psychologe.

Bildungsinstitut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges

- Führungsakademie

PERSONALAUSWAHL IM JUSTIZVOLLZUG

Die Führungsakademie befinden sich

in der Fuhsestraße 30 in Celle
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automatisch zu vergrö-
ßern. Strategisch ist es
möglich den Beta-Fehler
möglichst klein zu halten,
indem man auch Bewer-
ber mit kleinen Auffällig-
keiten im Auswahlverfah-
ren ablehnt. Dies geht
aber immer zu Kosten
des Alpha-Fehlers, da
dieser gleichzeitig an-
steigt. Werden also be-
reits Bewerber bei klei-
nen Mängeln abgelehnt,
müssen wir damit leben,
auch häufiger eigentlich
geeignete Bewerber ab-
gewiesen zu haben. Die-
se „vorsichtige“ Strategie
kann man immer dann
anwenden, wenn das
Bewerberfeld auch groß
genug ist, man also „aus
dem Vollen schöpfen“
kann. Zu beobachten ist

schen sich auch noch
verändern können, dass
Kompetenzen und Ei-
genschaften einer Per-
son nichts für immer Un-
veränderbares sind.

3. These: Andere, nicht
im Auswahlverfahren
erfasste Merkmale,
sind ausschlaggeben-
der für den Berufser-
folg.
Es wäre durchaus vor-
stellbar, dass die fälsch-
licherweise eingestellten
Bewerber trotz alledem

in ihrem Berufsleben
erfolgreich sind, zumin-
dest aber eine gute Ar-
beit leisten. Das könnte
daran liegen, dass weite-
re, nicht im Auswahlfah-
ren erfasste Merkmale,
wichtiger für einen Erfolg
am Arbeitsplatz sind. Im
Auswahlverfahren sind
uns diese Merkmale
dann entweder entgan-
gen (da auch nicht vor-
gesehen) oder auf ir-
gendeine Weise implizit
mit eingeflossen, obwohl
sie offiziell gar nicht er-

an Berufserfahrung in
den nächsten Jahren
oder ein ganz bestimm-
tes Berufsumfeld.
Auch zurzeit eröffnen wir
(der nds. Justizvollzug)
den Teilnehmern eines
zentralen Auswahlver-
fahrens, die abgewiesen
werden, die Möglichkeit,
sich nach Ablauf einer
gewissen Zeit (meist 2
Jahre) erneut bewerben
zu können und ein Aus-
wahlverfahren zu durch-
laufen. Wir gehen also
davon aus, dass Men-

These an. Handelt es
sich um kleinere Män-
gel, die wir im Verfahren
übersehen haben, ist es
durchaus vorstellbar,
dass diese im Laufe der
ersten Monate, vielleicht
Jahre ausgeglichen wer-
den. Menschen sind
lernfähig, also kann es
ihnen auch gelingen,
sich am Arbeitsplatz die
nötigen Kompetenzen
anzueignen bzw. auszu-
bauen. Nach einer ge-
wissen Zeit sind die

der Bewerber werden
dann möglicherweise im
Laufe der Zeit im Berufs-
alltag ausgebügelt, da die
Bewerber Dinge dazu
lernen oder unpassende
Verhaltensweisen able-
gen (siehe auch 2. The-
se).

2. These: Die vermeint-
lichen Fehleinstellun-
gen gleichen ihre Män-
gel im Berufsalltag aus.
Diese Vermutung
schließt sich an die 1.

übersehenden Mängel
also gar nicht mehr exis-
tent. Für Auswahlverfah-
ren könnte das u. a. die
Implikation haben, dass
man um einiges deutli-
cher auf die Lernfähig-
keit der Bewerber
schauen muss. Sofern
im Auswahlverfahren
bereits kleinere Mängel
auffallen, wird einge-
schätzt, ob die beobach-
teten Mängel ausgleich-
bar erscheinen, z. B.
durch einen Zugewinn

„Wir gehen also davon aus,

das Menschen sich auch noch

verändern können, das

Kompetenzen und

Eigenschaften einer Person

nichts für immer

Unveränderbares sind.

Auswahlverfahren irren.
Die zweite Frage möch-
te ich nun anhand eini-
ger Thesen diskutieren.

Was geschieht mit den
fehleingestellten Perso-
nen?

1. These: Die
„Schlimmsten“ wer-
den gar nicht einge-
stellt.
Es ist wahrscheinlich,
dass es uns in der Re-
gel gelingt, die
„schlimmsten“, soll hei-
ßen die am wenigsten
passenden Bewerber,
durchaus entdecken zu
können und abzu-
lehnen. Dann bleiben
die Bewerber mit den
kleineren Mängeln üb-
rig. Solche Schwächen

aber in einigen Berufs-
gruppen im Vollzug ein
Rückgang an Bewer-
bern. Bei einem weiter-
hin sehr vorsichtigem
Vorgehen, müssten wir
also damit leben, Stellen
auch längerfristig unbe-
setzt zu lassen.

Kann es also tatsächlich
sein, dass wir uns so oft
täuschen, dass wir
selbst unter noch besse-
ren Bedingungen als im
Beispiel beschrieben
doch erschreckend häu-
fig Fehleinstellungen
tätigen werden? Und
wenn ja, was geschieht
mit diesen Personen?
Die erste Frage ist mit
einem „Ja“ zu beantwor-
ten, denn wir werden
uns immer wieder bei

„Werden also bereits Bewerber

bei kleinen Mängeln abgelehnt,

müssen wir damit leben, auch

häufiger geeignete Bewerber

abgewiesen zu haben.“

PERSONALAUSWAHL IM JUSTIZVOLLZUG
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fasst werden sollten. Der
ein oder andere würde
an dieser Stelle vielleicht
das berühmt-berüchtigte
„Bauchgefühl“ benennen.
Es erscheint aber eher
unwahrscheinlich, dass
alle oder viele vermeint-
lich fehleingestellte Be-
werber neben denen im
Auswahlverfahren ge-
zeigten Leistungen noch
jede Menge andere be-
rufsrelevanter Merkmale
mitbringen, mit denen sie
die eigentlichen Mängel
(die ja von uns in diesem
Fall übersehen wurden)
ausgleichen können.

Personalverantwortli-
chen.
Manchmal bleibt aber
auch nur der letzte
Schritt, jemandem die
Möglichkeit zu eröffnen,
erhobenen Hauptes wie-
der gehen zu können.

Literatur
Schmidt, F. & Hunter, J.
(1998). The validity and
utility of selection me-
thods in personnel psy-
chology: Practical and
Theoretical Implications
of 85 years of research
findings. Psychological
Bulletin, 124(2), 262-
274.

fragen: unsere Auswahl-
verfahren optimieren,
sehr genau hinsehen
und vor allem die Augen
nachträglich nicht ver-
schließen. Auch oder
gerade Personal, wel-
ches offensichtlich an
einem bestimmten Ar-
beitsplatz überfordert ist
oder sich nicht gemäß
unserer Erwartungen
entwickelt, benötigt un-
sere ganze Aufmerk-
samkeit und Unterstüt-
zung. Verantwortlich
sind hier in erster Linie
die Vorgesetzten und

also ein solcher Mitar-
beiter in der Organisati-
on, wird er anschließend
so oft mit anderen Ar-
beiten betraut oder an
andere Arbeitsplätze
umgesetzt, bis er an
einer Position landet, an
der er den wenigsten
Schaden anrichten kann
und mit den wenigsten
Kollegen Ärger be-
kommt. Möglicherweise
sogar an einer durchaus
höheren Position als bei
der Einstellung. Um-
gangssprachlich auch
gerne als
„Wegbefördern“ be-
zeichnet.

4. These: Die
„Fehlgriffe“ werden
verträglich eingesetzt.
Was geschieht nun aber
mit dem Bewerben, bei
denen sich anschlie-
ßend mehr oder weniger
deutlich zeigt, dass
Ihnen wichtige Kompe-
tenzen fehlen? Nur
möchte man sich an
dieser Stelle nicht mehr
damit abfinden, hat aber
auch keine Chance
mehr, diese Personen
wieder loszuwerden,
sehen wir mal von einer
„Abschiebung“ in eine
andere Anstalt ab. Ein
solches heimliches Un-
terschieben würde aber
niemand tun!? Verbleibt

„Auch oder gerade Personal,

welches offensichtlich an

einem bestimmten

Arbeitsplatz überfordert ist

oder sich nicht gemäß

unserer Erwartungen

entwickelt, benötigt unsere

ganze Aufmerksamkeit und

Unterstützung.“

PERSONALAUSWAHL IM JUSTIZVOLLZUG

dann nicht mehr um eine
Person mit offensichtli-
chen Schwächen son-
dern um einen Kollegen
mit Ecken und Kanten.
Und wer möchte schon
nur glattgebügelte Men-
schen um sich herum
haben. Wir reden uns
also ein, dass wir genau
solche Menschen brau-
chen, da sie mit ihrer
auffälligen, teils
„unkonventionellen“ Art
der Motor für Verände-
rung sind. Verändern
muss sich das Umfeld
einer solchen Person

tatsächlich, denn irgend-
wie müssen die Kollegen
ja mit solchen Personen
umgehen. Wird ein sol-
cher Zustand dann auch
noch schön geredet, hilft
das den Mitarbeitern nur
wenig.

Uns allen ist der Um-
stand von Fehleinstellun-
gen sicherlich bewusst,
jeder kennt die ein oder
andere oben beschriebe-
ne Strategie zum Um-
gang damit. Immer wie-
der sollten wir unser
Handeln kritisch hinter-

5. These: Die Mängel
werden schöngeredet.
Wie bereits bei der 4.
These, geht es auch hier
um Personen, bei denen
es nach der Einstellung
auffällig geworden ist,
dass sie Mängel mitbrin-
gen. Unübersehbar er-
bringen sie nicht die von
uns erwartete Leistung,
ecken z. B. bei Kollegen
und Vorgesetzten an.
Eine Strategie des Sys-
tems ist es dann, diese
Mängel einfach zu über-
sehen oder schön zure-
den. Es handelt sich

Kontakt:

Kay Mihai Matthias

E-Mail

kay.matthias

@justiz.niedersachsen.de

Telefon

0 51 41 / 59 39 - 449
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Effizienz von Bildungsmaßnahmen im Justizvollzug
v o n J e n s B o r c h e r t

BILDUNGSMAßNAHMEN IM JUSTIZVOLLZUG

Was ist Bildung?

Bildung ist für den Justiz-
vollzug der Bundesrepub-
lik ein zentrales Thema.
Ein Großteil der Inhaftier-
ten ist in intramuralen
schulischen oder berufli-
chen Bildungsmaßnah-
men tätig. Das sollte Aus-
wirkungen auf die aktuelle
Diskussion zur Ausgestal-
tung des Vollzuges ha-
ben.

Der Begriff der Bildung ist
im Deutschen als eigen-
ständiger Terminus defi-
niert. (Hörner 2010: 11)
Während zum Beispiel die
englische Sprache im
Wort education Bildung
und Erziehung meint,
kennt die deutsche Spra-
che hierfür zwei Begriffe.
Erziehung und Bildung
werden zwar mitunter sy-

nonym verwendet, meinen
aber unterschiedliche Pro-
zesse. Erziehung wird
häufig als ein Vorgang
verstanden, in dessen
Verlauf die Normen und
Werte der älteren Genera-
tion an die jüngere vermit-
telt werden. Die Erziehung
ist in zahlreichen ver-
schiedenen Epochen das
Hauptziel der Beeinflus-
sung von Inhaftierten ge-
wesen. (vgl. Ostendorf
2007: 100 – 103) Als posi-
tive Spezialprävention
wendet sie sich aus der
Perspektive einer akzep-
tierten Norm an diejeni-
gen, die sich durch das
Begehen von Straftaten
außerhalb dieser Normen
gestellt haben. Erziehung
enthält somit einen star-
ken affirmativen Charak-
ter. Im Strafvollzug wird in

diesem Zusammenhang
von Resozialisierung ge-
sprochen, wenn die Ver-
mittlung von gesellschaft-
lich akzeptierten Werten
im Vollzug genannt wird.
Heinz Cornel sieht darin
ein „kriminalpolitisches
Programm“, das von sei-
nem Ergebnis her zu be-
trachten ist. (Cornel 2009:
48)

Bildung hingegen meint
einen Prozess, der von
einer Person aktiv ausge-
übt wird. Jürgen Raithel
definiert Bildung als „die
Aneignung von Kenntnis-
sen und Fertigkeiten in
Selbstverfügung und akti-
ver Gestaltung.“ (Raithel
[u.a.] 2009: 36) Verstehen
wir Erziehung somit als
einen eher fremdgesteu-
erten Vorgang, der häufig
Werte und Normen ver-

Prof. Dr. Jens Borchert

Technische Hochschule

Nürnberg Georg Simon Ohm

Fakultät Sozialwissenschaften

mittelt, so kann Bildung
als ein selbstgesteuerter
Prozess zur Aneignung
von kognitiven Fähigkei-
ten definiert werden.

In der Alltagssprache wird
das sehr deutlich: Wenn
jemand sagt, dass er sich
bilde, werden zentrale
Bedeutungskomponenten
des Bildungsbegriffes
ausgedrückt: die eigene
Aktivität, die Unabhängig-
keit von fremden Interes-
sen und die Aneignung
von subjektiv als bedeut-
sam empfundenen Inhal-
ten. Sprachwissenschaft-
lich betrachtet, beinhaltet
der Satz „Ich bilde mich.“
mit dem Reflexivprono-
men „mich“ eine wesentli-
che Komponente dieses
Bildungsverständnisses.
Die Reflexivität
(Rückbezüglichkeit) des
Bildungsvorgangs bezieht
sich auf mehrere Aspekte:
das Anknüpfen an das

eigene Vorwissen und die
eigenen Interessen eben-
so wie das Anknüpfen an
die jeweilige subjektive
Lebenswelt.

Wo findet Bildung statt?

In Deutschland erstellt
das Konsortium Bildungs-
berichterstattung seit eini-
ger Zeit regelmäßig Bil-
dungsberichte. In diesen
Berichten wird die Bun-
desregierung und die inte-
ressierte Öffentlichkeit
über die Bildung infor-
miert. Dabei gehen die
Autoren davon aus, dass
Bildung in unterschiedli-
chen Lernwelten angeeig-
net wird. (Bildungsbericht
2010: X) Im Leben in Frei-
heit sind die zentralen
formalen Bildungsakteure
die Schulen, die formale
Abschlüsse in Form von
Zeugnissen erstellen.
Doch Kinder und Jugend-
liche eignen sich Bildung

auch in anderen Kontex-
ten an: in non – formalen
Lernwelten wie Jugend-
klubs oder Sportvereinen,
und in informellen Lern-
welten wie den Familien,
der Gleichaltrigengruppe
oder den Medien. Wäh-
rend die Bildung in den

Die Technische Hochschule Georg Simon Ohm

in Nürnberg
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Schulen auf der Basis von
Lehrplänen, sogenannten
Curricula, erfolgt, entzie-
hen sich die Bildungsin-
halte insbesondere der
informellen Lernwelten
weitgehend planvollen
und kontrollierbaren
Handlungen.

Wenn wir die genannten
Gedanken auf den Voll-
zug beziehen, wird auch
dort ein Nebeneinander
unterschiedlicher Lernwel-
ten deutlich. Die schuli-
schen und beruflichen
Maßnahmen wirken als
Vermittler formaler Bil-
dung, aber es existiert ein
großer Bereich informeller
Praktiken, in denen die
Gefangenen ebenfalls
Wissen und Kenntnisse
erlangen. Dieser Bereich
informellen Lernens in der
Gefangenengruppe um-
fasst auch einen Teil der

Subkultur in den Anstal-
ten. Die Subkultur sichert
als Unterleben in den An-
stalten das Überleben der
Inhaftierten (Goffman
1973) und bietet ihnen ein
Curriculum, das vom Ge-
setzgeber nicht intendiert
ist und nach dessen Ab-
solvierung sie ihre krimi-
nellen Handlungen perfek-
tionieren.

Effizienz von Bildung im
Vollzug meint zuerst die
Effizienz der formalen Bil-
dungsangebote. In die-
sem Bereich gibt es zahl-

Ist Bildung im Vollzug
effizient?

Nach den vorherigen Aus-
führungen wird deutlich,
dass eine Frage nach der
Effizienz von Bildungs-
maßnahmen im Vollzug
nicht leicht zu beantwor-
ten ist. Effizienz kann in
Anlehnung an betriebs-
wirtschaftliche Überlegun-
gen übersetzt werden als
der Wirkungsgrad einer
Maßnahme. Dabei be-
misst sich die Effizienz
aus dem Verhältnis von
Ertrag und Aufwand.

Für die Frage nach der
Effizienz von Bildungs-
maßnahmen soll an die-

ser Stelle der Terminus
des Erfolges verwendet
werden, der allgemein das
Erreichen von Zielen be-
schreibt. Eine Möglichkeit
besteht darin, Erfolge in
vollzuglichen Maßnahmen
zu messen. Hierfür wer-

den die Daten gesammelt
und ins Verhältnis zuei-
nander gesetzt. Beispiels-
weise kann erhoben wer-
den, wie viele Inhaftierte
eine Bildungsmaßnahme
begonnen haben und wie
viele sie erfolgreich abge-

reiche Angebote. Insbe-
sondere der Jugendstraf-
vollzug verfügt über eine
umfangreiche Maßnah-
menstruktur. In den deut-
schen Jugendanstalten
besteht in der Regel die
Möglichkeit, den Haupt-
schulabschluss zu erwer-
ben und diverse Angebote
zur Grund- und Elemen-
tarbildung zu nutzen. Hin-
zu kommen vielfältige
Möglichkeiten der berufli-
chen Bildung und wenigs-
tens partiell die Chance,
die mittlere Reife zu erlan-
gen. (Werner 2012: 297-

299)

Da aber die Lernwelten
einander einschließen und
formales Lernen (in Frei-
heit wie im Vollzug) stets
im Rahmen anderer Lern-
welten stattfindet, müssen
das non-formale und das
informelle Lernen immer
mitgedacht werden. Die-
sen Sachverhalt muss
auch die Forschung be-
rücksichtigen, die sich der
Effizienz von Bildung wid-
met.

Nach dem Erscheinen der
PISA – Studie wurde zu-

nächst die formale Lern-
welt „Schule“ für die Erfol-
ge oder Misserfolge in
dem Kompetenztest ver-
antwortlich gemacht.
Thomas Rauschenbach
wies darauf hin, dass aber
alle Kompetenzfeststel-
lungs-Verfahren die infor-
mell erworbenen Bil-
dungsinhalte mitmessen
(Rauschenbach 2009),
denn die Kenntnisse bei-
spielsweise im Lesen sind
nicht ausschließlich auf
schulische Aneignungs-
prozesse zurückzuführen.

„Wenn wir die genannten

Gedanken auf den Vollzug

beziehen, wird auch dort ein

Nebeneinander unter-

schiedlicher Lernwelten

deutlich. Die schulischen

und beruflichen Maßnahmen

wirken als Vermittler

formaler Bildung, aber es

existiert ein großer Bereich

informeller Praktiken, in

denen die Gefangenen

ebenfalls Wissen und

Kenntnisse erlangen.“

BILDUNGSMAßNAHMEN IM JUSTIZVOLLZUG
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schlossen haben.

In diesem Zusammen-
hang, beim Erwerb von
formalen Bildungstesta-
ten, ist der Vollzug erfolg-
reich. Ein von mir im Jahr
2004 befragter Lehrer ei-
ner JVA in Sachsen be-
gründete seine Antwort
auf die Frage, warum er
gerne im Gefängnis arbei-
te, mit den Worten: „ Dass
ich einer der ganz Weni-
gen bin in den Strafvoll-
zugsanstalten, der Erfolge
hat, der Erfolge abrech-
nen kann.“ (Borchert

2007: 204) Das bezieht
sich auf die Qualität und
die Quantität der Ab-
schlüsse. Die meisten
Teilnehmer der Kurse be-
stehen diese. In den gro-
ßen Anstalten Bautzen,
Torgau und Waldheim in
Sachsen waren es zwi-
schen 1999 und 2003 bei-
spielsweise 76% der
Kursteilnehmer, die den
qualifizierenden Haupt-
schulabschluss erwerben
konnten (Borchert 2007:
128), viele davon mit sehr
guten und guten Ergeb-
nissen. Diejenigen, die

den Abschluss nicht er-
warben, sind meist nicht
an den Prüfungsanforde-
rungen gescheitert, son-
dern aufgrund von Verle-
gungen, vorzeitigen Ent-
lassungen oder Diszipli-
narmaßnahmen nicht zur
Prüfung zugelassen wor-
den. (Borchert 2007: 128)

Die zahlenmäßige Mes-
sung von Erfolgen kann in
diesem Zusammenhang
als Effizienz verstanden
werden. Effizienz meint
hier, dass eine genau de-
finierte und zahlenmäßig

Maßnahme durchgehal-
ten. Sie haben sich einer
Prüfungssituation gestellt,
statt sie zu vermeiden und
sie haben damit Fähigkei-
ten gezeigt, die sie einset-
zen können, wenn ihre
Motivation vorhanden ist.
Die formalen Bildungsab-
schlüsse beinhalten einen
wichtigen Aspekt, der in
der Arbeit mit sozial des-
integrierten Menschen
von zahlreichen Autoren
als zentral herausgearbei-
tet wurde: Sie verfügen
über eine überschaubare
Struktur, die inhaltlich,
zeitlich und räumlich
ebenso ersichtlich ist wie
bei der Erfolgsmessung.

Erfolge in den formalen
Bildungssituationen sind
demnach messbar und
Indikator für Effizienz der
Maßnahmen. Die vorlie-
genden Studien verwei-
sen auf eine insgesamt
hohe Erfolgsquote. Be-
achtenswert ist, dass ne-
ben den quantitativen Er-
gebnissen auch die quali-
tativen im Vergleich zu
den staatlichen Regel-
schulen besser sind.

Informelle Aspekte schei-
nen hierbei ebenfalls eine
Rolle zu spielen (wenn es
beispielsweise um den
Statusgewinn innerhalb
der Gefangenengruppe
durch den erreichten

Schul- oder Berufsab-
schluss geht), sind jedoch
bislang nicht empirisch
belegbar.

Als Ausblick: weitere
Fragen

Der kurze begriffliche Ex-
kurs sowie die knappe
Darstellung eines Teilbe-
reichs der intramuralen
Arbeit werfen mehrere
Fragen auf, die an dieser
Stelle als ein Ausblick auf
eine künftige Diskussion
über die Effizienz von Bil-
dung im Strafvollzug ge-
stellt werden sollen.

Zunächst ergibt sich die
Frage, inwieweit Bildung
als ein selbstgesteuerter

erfasste Gruppe von In-
haftierten einen Bildungs-
abschluss erwirbt, den sie
zuvor noch nicht erworben
hatte und die dadurch die
formale Qualifikation für
die Anforderungen der
beruflichen Bildung erhal-
ten.

In diesem genau definier-
ten Aufgabenbereich, in
der Aneignung von kogni-
tiven Bildungsinhalten und
der folgenden Prüfung zu
einem Schulabschluss, ist
der Erfolg mess- und be-
legbar. Das ist in anderen

Bereichen der Betreuung
von Inhaftierten nicht der
Fall, da die Aufgabenfel-
der beispielsweise der
Sozialen Hilfe weitaus
umfangreichere Problem-
lagen umfassen als die
streng reglementierten
und vorgegebenen Inhalte

der formellen Lehrpläne.
Inwieweit die schulischen
Erfolge eine spätere Wie-
dereingliederung positiv
beeinflussen, war für den
befragten Lehrer bei sei-
ner Antwort unerheblich:
Der Erfolg der Maßnahme
ist der Erfolg in der Maß-
nahme.

Neben den formalen In-
halten zeigt der erfolgrei-
che Abschluss aber auch
andere Qualitäten: Viele
Gefangene haben erst-
mals in ihrem Leben eine
zeitlich umfangreiche

„Die zahlenmäßige Messung

von Erfolgen kann in

diesem Zusammenhang als

Effizienz verstanden

werden. Effizienz meint hier,

dass eine genau definierte

und zahlenmäßig erfasste

Gruppe von Inhaftierten

einen Bildungsabschluss

erwirbt, den sie zuvor noch

nicht erworben hatte und

die dadurch die formale

Qualifikation für die

Anforderungen der

beruflichen Bildung

erhalten.“

BILDUNGSMAßNAHMEN IM JUSTIZVOLLZUG
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und selbstaktiver Prozess
im reglementierenden,
verwaltenden und über-
wachenden Vollzug ge-
dacht und durchgeführt
werden kann. Wie ist in
diesem Zusammenhang
das Verhältnis von Erzie-
hung, Resozialisierung
und Bildung zu bestim-
men?

Hinsichtlich des Ergebnis-
ses formaler, aber auch
informeller und non-
formaler Bildungsmaß-
nahmen sind die Fragen
zu beantworten: Welche

Indikatoren geben Aus-
kunft über den Erfolg von
Bildungsmaßnahmen?
Wie ist es möglich, den
Einfluss non-formeller und
informeller Lernwelten auf
kognitive Aneignungspro-
zesse in den vollzuglichen
Maßnahmen zu erheben
und zu bewerten?

Fazit

Die genannten Fragen,
die mühelos durch zahlrei-
che weitere ergänzt wer-
den können, sollen darauf
aufmerksam machen,
dass die Definition von

Begriffen wie Erziehung
und Bildung bereits ein
anderes Verständnis über
die daraus resultierenden
Prozesse befördern kann.
Dieses Verständnis von
Bildungsmaßnahmen und
ihrer Effizienz kann zu-
dem den Blick schärfen
für die Organisation des
Vollzuges und möglicher-
weise die Implementie-
rung weiterer Maßnah-
men, die eine Bildung als
Selbstbildung ermögli-
chen.

Werner, Jochen (2012):
Jugendstrafvollzug in
Deutschland. Frankfurt/
M.: Lang.
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Der Prozess ist wahr-

scheinlich nicht nur in der
Schweiz bekannt: Bevöl-
kerung und Politik fordern
mehr Sicherheit, und es
entsteht ein Druck auf die
zuständigen Gerichte und
Behörden, Gefangene
weniger schnell zu entlas-
sen. Seit einiger Zeit sieht
es in der Schweiz so aus,
als würden einfach flä-
chendeckend alle Gefan-
genen länger in Haft be-
halten, auch die ungefähr-
lichen. Nun hat die Dis-
kussion mit einem neuen
Bericht der Landesregie-
rung neue Brisanz erhal-
ten.

Die Regierung schätzt die
jährlichen Kosten für Ge-
fangene in der Schweiz
auf fast eine Milliarde
Franken. Zwischen 2005

und 2010 stiegen die Kos-
ten um 191 Millionen
Franken oder 24 Prozent
an. Experten sind sich
einig, dass diese Kosten-
explosion im Straf- und
Maßnahmenvollzug unter
anderem auf die zuneh-
mende „Psychiatrisierung“
des Vollzugs zurückzufüh-
ren ist. In jüngster Zeit
kommen als Ursache –
wie oben erwähnt – noch
die allgemein längeren
Haftzeiten hinzu.

Dabei scheint mir sehr
interessant, dass gerade
die Disziplin, die mitver-
antwortlich war für die
Erhöhung der Vollzugs-
kosten, ein geeignetes
Mittel ist, um die Kosten
wieder zu senken. Die
Gesamtzahl der Hafttage
wird gesenkt, ohne dass
es für die Allgemeinheit zu

einer Sicherheitseinbuße
kommt. Wie soll das ge-
hen? Indem im Vollzug
mittels psychiatrischem
Risk-Assessment ver-
mehrt differenziert und
individualisiert wird.

Mit einer professionellen
Risikoeinschätzung, in
welche sowohl die fun-
dierte klinische Einschät-
zung des Spezialisten, als
auch das Resultat eines
standardisierten und vali-
dierten Prognoseinstru-
ments einfließen, können
heute mit relativ großer
Zuverlässigkeit Therapier-
barkeit und Rückfallgefahr
von Gewalt- und Sexual-
straftätern evaluiert wer-
den. Kennt man diese,
lassen sich die Täter in
drei Gruppen einteilen: die
Ungefährlichen, bei denen
die Vollzugslockerungen

möglichst bald beginnen
sollten; die therapierbaren
Gefährlichen, die sich ei-
ner individualisierten The-
rapie zur Risikosenkung
unterziehen müssen; und
die unbehandelbaren Ge-
fährlichen, bei denen eine
Verwahrung indiziert ist.

Dass die erste Gruppe,
die ungefährlichen Täter,
möglichst bald wieder aus
dem Strafvollzug entlas-
sen werden, ohne dass
groß therapiert wird, sagt
einem schon der gesunde
Menschenverstand. So
wie es heute aussieht,
werden aber im Rahmen
der aktuell praktizierten
„Hypersicherung“ auch
ungefährliche Täter viel
länger hinter Gittern be-
halten als nötig. Das treibt
natürlich die Kosten in die
Höhe. Durch die Feststel-
lung der Ungefährlichkeit

kann die Psychiatrie hier
einen Beitrag zur Kosten-
senkung leisten.

Bei der zweiten Gruppe,
den aktuell gefährlichen,
aber therapierbaren Ge-
fangenen, ist der Beginn
einer rückfallpräventiven
Therapie ein Gebot der
Vernunft. Die zugegebe-
nermaßen sehr teuren
Therapien sind hier unum-
gänglich. Denn es gibt zur
deliktorientierten Therapie
nur zwei Alternativen: Ent-
weder die schnellstmögli-
che Freilassung dieser
Täter ohne Therapie – wie
bei der ersten Tätergrup-
pe. Damit würde aber die
Zahl der Rückfälle in die
Höhe katapultiert. Dies
ließe, ganz abgesehen
vom menschlichen Leid,
die Kosten stark anstei-
gen, denn jede Gewalt-
oder Sexualstraftat kommt

den Steuerzahler teuer zu
stehen. Oder man könnte,
als zweite Alternative zur
Therapie, die Täter le-
benslänglich hinter Gittern
behalten. Bei durch-
schnittlichen Kosten von

RISK-ASSESSMENT UND THERAPIE

Kosten des Straf- und Maßnahmenvollzugs senken
durch Risk-Assessment und Therapie

v o n T h o m a s N o l l

Dr. iur. Dr. med. Thomas Noll

Direktor des Schweizerischen
Ausbildungszentrum für das
Strafvollzugspersonal

Die Räumlichkeiten des Schweizerischen Ausbildungszentrums für das
Strafvollzugspersonal befinden sich in Freiburg (Schweiz).
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Aussage akkurater waren
als klinische Instrumente,
da ihnen ein Großteil der
oben genannten Mängel
nicht anhaftet. Sie haben
den Vorteil klarer Operati-
onalisierung im Sinne ein-
deutig definierter Kriterien
und Auswertungsregeln.

Aber auch die statisti-
schen Instrumente haben
Schwächen. Zu nennen
wäre, dass sie normaler-
weise nur wenige Kriterien
beinhalten und aufgrund
der stets impliziten Infor-
mationsreduktion nicht in
der Lage sind, einen Ein-
zelfall differenziert abzu-
bilden. Damit bieten sie
praktisch keine Möglich-
keit, seltene Merkmale

oder Idiosynkrasien einer
zu beurteilenden Person
zu erfassen. Sie sind vor
allem aber kaum geeig-
net, Straftäter außerhalb
hoher oder typischer Risi-
koprofile adäquat zu be-
schreiben, da hier Feindif-
ferenzierungen notwendig
wären. Eine weitere
Schwäche besteht in der
Dominanz historischer
Variablen. Diese sind
nicht in der Lage, Verän-
derungen des Risikos im
Längsschnitt darzustellen.
Die klinischen Verfahren
haben dagegen durch die
Fokussierung auf den in-
dividuellen Einzelfall -
dessen Risiko ja abzubil-
den ist - das Potenzial

größtmöglicher Reichwei-
te und einzelfallbezogener
Differenzierung. Sie ha-
ben gegenwärtig Schwä-
chen im Bereich der Ope-
rationalisierung (Definition
der Merkmale, Gewichtun-
gen, Auswertungsregeln)
und überlassen vor dem
Hintergrund eher grober
Kriterien die Feindifferen-
zierung dem Geschick
und der Erfahrung des
jeweiligen Beurteilers.

Den theoretischen Ideal-
zustand würde eine diffe-
renzierte, flexibel auf den
Einzelfall anwendbare, in
ihrem Entscheidungsgang
explizit und transparent
darstellbare und in ihrem
Ergebnis quantifizierbare

Fr. 300.- pro Tag im Nor-
malvollzug wird auch das
viel teurer als eine erfolg-
reich durchgeführte The-
rapie.

Dass die dritte Gruppe,
die unbehandelbaren und
gefährlichen Gewalt- und
Sexualstraftäter, auf un-
bestimmte Zeit verwahrt
werden müssen, wird nie-
mand ernsthaft bestreiten.

Bei der Evaluation der
Rückfallgefahr bei Straftä-
tern werden zwei grund-

sätzliche Methoden unter-
schieden: die klinische
(mit den Untergruppen
intuitiv und kriteriengelei-
tet) und die statistische
Methode. Die Methoden
haben beide ihre Stärken
und Schwächen, die es
gegeneinander abzuwä-
gen gilt.1

In den verschiedenen Stu-
dien, die die Treffsicher-
heit klinisch-intuitiver Me-
thoden mit derjenigen der
klinisch-kriteriengeleiteten
und der statistischen Me-

thoden vergleichen, ergab
sich stets eine deutliche
Unterlegenheit der Intuiti-
on. Ihre Aussagekraft war
in den Untersuchungen
z.B. bezüglich Gewalt-
straftaten allenfalls etwas
besser als der Zufall. Zum
Teil war sie sogar
schlechter, da sich die
Gutachter auf Vorurteile
stützten, die sich in statis-
tischen Analysen längst
als inkorrekt erwiesen hat-
ten, etwa dass ein Straftä-
ter mit tiefem Intelli-

„In den verschiedenen

Studien, die die Treffsi-

cherheit klinisch-intuitiver

Methoden mit derjenigen

der klinisch-kriterienge-

leiteten und der statisti-

schen Methoden verglei-

chen, ergab sich stets eine

deutliche Unterlegenheit

der Intuition. Ihre Aussage-

kraft war in den Untersu-

chungen z.B. bezüglich

Gewaltstraftaten allenfalls

etwas besser als

der Zufall.“

genzquotienten eher rück-
fällig werde als einer mit
einem hohen IQ. Aus die-
sem Grund ist die intuitive
Methode zumindest im
angelsächsischen Sprach-
und Kulturraum - zu Recht
- obsolet geworden.

Als typische Mängel der
Kriterienkataloge gelten
sogenannte Scheinrele-
vanzen2, die theoretisch
auch bei einem statisti-
schen Risk-Assessment-
Instrument zu einer fal-
schen Einschätzung füh-
ren können. Daneben wird
bei den Kriterienkatalogen

im Zusammenhang mit
ihrer noch geringen Ope-
rationalisierung die
Schwierigkeit für den un-
erfahrenen forensischen
Gutachter kritisiert, die
einzelnen Kriterien korrekt
zu gewichten, also im Ein-

zelfall protektive und be-
lastende Faktoren gegen-
einander abzuwägen, da
diesbezügliche Richtlinien
meist fehlen. Die fehlende
Operationalisierung hat
auch zur Folge, dass die
so erzielten Einschätzun-
gen für das Gericht viel
schlechter nachvollzieh-
bar sind als im Fall von
Risk-Assessment-Instru-
menten mit klaren Aus-
wertungsregeln.

In zahlreichen Studien
konnte gezeigt werden,
dass statistische Instru-
mente gesamthaft in ihrer
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Vorgehensweise darstel-
len. Eine Methodik auf
diesem „Idealniveau“ ist
weder klinisch, noch sta-
tistisch, sondern mög-
lichst genau und diffe-
renziert. Fortschritte in
Richtung weiterer Opti-
mierung in diesem Sinne
können sowohl durch
den statistischen, als
auch durch den klini-
schen Ansatz erreicht
werden.

Zusammenfassend soll-
ten nicht alle Gefange-
nen länger oder gar le-
benslänglich inhaftiert
bleiben, sondern nur die
gefährlichen. Es sollte

vermehrt in die Res-
sourcen investiert wer-
den, die die Differenzie-
rung der gefährlichen
von den weniger gefähr-
lichen Häftlingen ermög-
lichen, insbesondere die
Anwendung von Risk-
Assessment-Tools. Es
müssen allerdings nicht
nur forensische Psychia-
ter und Psychologen,
sondern auch Richter,
Staatsanwälte und Straf-
vollzugsbehörden obliga-
torisch in Prognostik ge-
schult werden. Dies wür-
de sowohl das Risiko zu
langer – und damit zu
teurer – Inhaftierung und

Behandlung von Unge-
fährlichen reduzieren, als
auch umgekehrt die
Wahrscheinlichkeit, dass
ein noch immer brandge-
fährlicher Gewalt- oder
Sexualstraftäter aus dem
geschlossenen Vollzug
entlassen wird.

„Es sollte vermehrt in die

Ressourcen investiert werden,

die die Differenzierung der

gefährlichen von den weniger

gefährlichen Häftlingen er-

möglichen, insbesondere die

Anwendung von Risk-

Assessment-Tools.“

würden als Scheinrele-
vanzen zu falschen Er-
gebnissen führen, wenn
sie wie beim ersten Täter
als rückfallpräventiv be-
wertet würden [vgl. Urba-
niok F. (2007). Forensi-
sches Operationalisier-
tes Therapie-Risiko-
Evaluations-System, 2.
Aufl., Bern: Zytglogge;
Noll T. (2012). Rückfall-
gefahr bei Gewalt- und
Sexualstraftätern. Statis-
tisches Risk-
Assessment. 2. Aufl.,
Bern: Stämpfli].

Quellen
1. Vgl. Noll T. (2012).
Rückfallgefahr bei Ge-
walt- und Sexualstraftä-
tern. Statistisches Risk-
Assessment. 2. Aufl.,
Bern: Stämpfli.

2. Damit ist die günstige
oder ungünstige Bewer-
tung von Merkmalen ge-
mäß Kriterienkatalog
gemeint, die unter Um-
ständen für den konkre-
ten Einzelfall keine Rele-
vanz aufweisen. Als Bei-
spiel dafür kann ein
„Kompensationspädo-

sexueller“ dienen, also
ein Sexualstraftäter, der
sich im Umgang mit Er-
wachsenen unsicher
fühlt und sich daher aus
einem kompensatori-
schen Bedürfnis heraus
Kindern zuwendet. Bei
diesem Täter reduziert
sich die Rückfallgefahr,
wenn er an Sozialkom-
petenz gewinnt, er hat
dann weniger Angst im
Kontakt mit erwachse-
nen Frauen. Es gibt aber
auch eine andere Art von
pädosexuellen Straftä-
tern, die so genannten

„Kernpädosexuellen“.
Dieser Täter kann im
Erwachsenenleben sozi-
alkompetent sein und
seine Beziehungen zu
Erwachsenen mühelos
gestalten. Trotzdem hat
er Übergriffe auf Kinder
verübt. Die beim ersten
Täter bezüglich künftiger
pädosexueller Taten als
günstig bewerteten
Merkmale der Sozial-
kompetenz oder einer
festen Partnerschaft mit
einer erwachsenen Per-
son wären beim zweiten
Täter irrelevant, resp.

RISK-ASSESSMENT UND THERAPIE

Kontakt:

Dr. iur. Dr. med. Thomas Noll

Telefon

+41(0)26 425 44 00

E-Mail

Noll@prison.ch

mailto:noll@prison.ch
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Beschwerden (Artikel 17 GG) der Gefangenen
v o n M i c h a e l S c h ä f e r s k ü p p e r

UNMITTELBARES VERFASSUNGSRECHT IM JUSTIZVOLLZUG

Der nachfolgende Text ist
ein Auszug aus einem
Artikel, der im Fachteil
des Taschenbuches für
den Strafvollzug (ab Aktu-
alisierung 2012/II, F 215,
S. 1 bis 9) erschienen ist.

I. Einleitung

Beschwerden der Gefan-

genen sind das tägliche
Brot in der Praxis des Jus-
tizvollzuges. Nicht selten
beanspruchen Beschwer-
den in den Anstalten mehr
Arbeitszeit als Anträge auf
gerichtliche Entscheidung
(§§ 109 ff. StVollzG), die
als gerichtliches Verfah-
ren aber im Fokus von
Rechtsprechung und Lite-
ratur stehen. Dagegen
führt die Beschwerde als
verwaltungsinternes Ver-
fahren trotz ihrer Praxisre-
levanz ein Schattenda-

sein. Es verwundert daher
nicht, dass man immer
wieder auf verschiedene
Missverständnisse stößt.
Außerdem wird der Begriff
„Beschwerde“ in der
Rechtsordnung mit unter-
schiedlichem Inhalt ver-
wendet (z. B. Artikel 17
GG und §§ 304 ff. StPO).

Vor diesem Hintergrund
wird für die vollzugliche
Praxis ein Überblick über
das verfassungsrechtlich
verankerte Beschwerde-
recht (Artikel 17 GG) ge-
geben.

II. Adressaten von
Beschwerden nach
Artikel 17 GG
"Jedermann hat das
Recht, sich einzeln oder in
Gemeinschaft mit anderen
schriftlich mit Bitten oder

Beschwerden an die zu-
ständigen Stellen und an
die Volksvertretung zu
wenden." (Petitionsrecht,
Artikel 17 GG) ´

Parlaments- und Verwal-
tungspedition
Das verfassungsrechtliche
Petitionsrecht umfasst
einerseits die sogenannte
Parlamentspetition als
Beschwerde an die Volks-
vertretungen (z. B. Bun-
destag oder Landtag).
Das Grundrecht schützt
aber - im Gegensatz zu
einem populären Missver-
ständnis - auch die soge-
nannte Verwaltungspetiti-
on an die zuständigen
Stellen. Auch Beschwer-
den an
1. Vorgesetzte (§ 3 Abs. 3
des Niedersächsischen
Beamtengesetzes - NBG -

Michael Schäfersküpper

Dozent im Fachbereich Straf-

vollzug der Fachhochschule für

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Münstereifel

oder entsprechende Re-
gelungen),
2. Dienstvorgesetzte (§ 3
Abs. 2 NBG oder entspre-
chende Regelungen),
3. Anstaltsleiterinnen und
Anstaltsleiter (§ 156
StVollzG oder entspre-
chendes Landesrecht)
sowie
4. Aufsichtsbehörden wie
die Justizministerien
(§ 151 StVollzG oder ent-
sprechendes Landes-
recht)
unterfallen also dem Peti-
tionsrecht des Artikels 17
GG.

Dienstaufsichtsbeschwer-
de als Petition nach Arti-
kel 17 GG
Die oft ins Feld geführte
Dienstaufsichtsbeschwer-
de ist somit nichts ande-
res als eine Petition im
Sinne des Arti-
kels 17 GG1 . In den ein-
fachgesetzlichen Rege-

lungen zum Beschwerde-
recht der Gefangenen
wird insoweit klargestellt,
dass die Möglichkeit der
Dienstaufsichtsbeschwer-
de unberührt bleibt (§ 108
Abs. 3 StVollzG oder ent-
sprechendes Landes-
recht).

Auslegung
Wie in der gesamten
Rechtsordnung ist auch
bei Beschwerdeschreiben
nicht an dem buchstäbli-
chen Sinne eines Aus-
drucks zu haften, sondern
durch Auslegung der wirk-
liche Wille zu erforschen
(§ 133 BGB)2. Eine fal-
sche Benennung der Be-
schwerde durch Gefange-
ne oder fehlerhafte Be-
zeichnungen in den weite-
ren Ausführungen sind
unerheblich3 .
[...]

III. Erledigungspflichten
aus Artikel 17 GG
Erledigungspflichten
Artikel 17 GG begründet
dem Wortlaut nach nur
das Recht, sich an die
zuständigen staatlichen
Institutionen wenden zu
dürfen. Nach der Recht-
sprechung des Bundes-
verfassungsgerichtes be-

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen

in Bad Münstereifel
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stehen aber auch weiter-
gehende Ansprüche auf
u. a. sachliche Prüfung
und Bescheidung des Pe-
titionsanliegens (Erle-
digungspflichten)4. Ohne
Pflicht zur Bescheidung
hätte das Grundrecht kei-
nen praktischen Wert und
würde ein bloßes
„Scheinrecht“ darstellen5.

Sachprüfung
Es ist Sache der zuständi-
gen Stelle, Art und Um-
fang der sachlichen Prü-
fung festzulegen. Die ent-
sprechenden Entschei-

dungen unterliegen nicht
der Nachprüfung durch
die Gerichte6. Sofern also
überhaupt eine sachliche
Prüfung stattgefunden
hat, kann nicht aufgrund
des Artikels 17 GG ein
bestimmtes Prüfungsver-
fahren oder eine be-
stimmte Prüfungstiefe be-
gehrt werden.

Bescheid
Der Bescheid muss die
Art der Erledigung ange-
ben, so dass ein bloßes
Empfangsbekenntnis nicht
ausreicht7. Die Angaben

zur Erledigung können
beispielsweise lauten:

 „Ich sehe keine Veran-
lassung, insoweit tätig
zu werden.“

 „Die Bediensteten wur-
den über die Rechtslage
informiert.“

 „Die Hausverfügung
[oder: Die Abläufe] wur-
den entsprechend geän-
dert.“

den Petenten nicht er-
sichtlich, ob die Behörde
ihrer Pflicht zur sachlichen
Prüfung nachgekommen
ist. Dies könnte zumindest
einen Ansatzpunkt für Ak-
teneinsicht durch den Pe-
tenten bilden.
[...]

IV. Grenzen des Be-
schwerderechtes nach
Artikel 17 GG
[...]
Verbindung von zulässi-
gen und unzulässigen
Inhalten
Es kommt vor, dass Be-
schimpfungen und per-
sönliche Angriffe, die
strafrechtlich relevant sein

können, Teile der Be-
schwerdeschrift darstel-
len. Insoweit ist einerseits
zu berücksichtigen, dass
das Bundesverfassungs-
gericht dem Grundrecht
der Meinungsfreiheit
(Artikel 5 GG) eine sehr
hohe Bedeutung zumisst:
Selbst eine Bezeichnung
als „durchgeknallter
Staatsanwalt" stellt nicht
zwingend eine Beleidi-
gung im strafrechtlichen
Sinne dar12. Andererseits
schützt das Petitionsrecht
nicht per se vor Strafe
oder anderen staatlichen
Maßnahmen13. Aufgrund
ein und derselben Be-
schwerde können also

sowohl ein Petitionsbe-
scheid der Behörde als
auch ein Strafurteil des

Kein Anspruch auf be-
stimmte Entscheidung
Das Grundrecht gewährt
dem Petenten allerdings
keinen Anspruch auf eine
bestimmte Entscheidung8.
Die Behörde legt selbst
fest, ob und welche Kon-
sequenzen aus dem Er-
gebnis der sachlichen
Prüfung gezogen werden.
Allein die eher formellen
Erledigungspflichten müs-
sen erfüllt werden. Praxis-
relevant ist dies regelmä-
ßig, wenn Gefangene im
Beschwerdeweg Diszipli-
narmaßnahmen gegen

Bedienstete fordern.

Begründung
Der Petitionsbescheid
bedarf aufgrund des Arti-
kels 17 GG keiner Be-
gründung9. Allerdings kön-
nen Bundes- oder Lan-
desgesetze eine geson-
derte Begründungspflicht

vorsehen10. Darüber hin-
aus erscheint eine Be-
gründung natürlich „unter
dem Gesichtspunkt der
Transparenz und Akzep-
tanz staatlicher Entschei-
dungen wünschens-
wert“11. Es entspricht da-
her nicht selten einer gu-
ten Verwaltungstradition,
Petitionsbescheide mit
einer kurzen Begründung
zu versehen.
Darüber hinaus ist auch
ein weiterer Punkt zu be-
denken: Enthält der Be-
scheid keine begründen-
den Erwägungen, ist für

„Nach der Rechtsprechung

des Bundesverfassungs-

gerichts bestehen …

Ansprüche auf u. a.

sachliche Prüfung und

Bescheidung des

Petitionsanliegens

(Erledigungspflichten).“

UNMITTELBARES VERFASSUNGSRECHT IM JUSTIZVOLLZUG

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen

in Bad Münstereifel
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Gerichtes ergehen.

V. Fremd- und Allge-
meininteressen sowie
verfassungsimmanente
Schranken
Kein Gesetzesvorbehalt
Das Petitionsrecht des
Artikels 17 GG enthält
keinen Gesetzesvorbe-
halt. Einfache Gesetze
können dieses Grundrecht
also nicht ohne Weiteres
einschränken. Es müssen
gleichwertige Verfas-
sungsgüter mit dem Petiti-
onsrecht konkurrieren
(verfassungsimmanente

Schranken). Das Bundes-
verfassungsgericht nahm
eine zulässige Einschrän-
kung beim Kontaktsperre-
gesetz (§§ 31 ff. des Ein-
führungsgesetzes zum
Gerichtsverfassungsge-
setz) an, durch das u. a.
das Recht auf Abfassen
von Sammelpetitionen („in
Gemeinschaft mit ande-
ren", Artikel 17 GG) einge-
schränkt wird. 14

[...]

Eigen- und Fremdinteres-
sen
Der Wortlaut des Artikels

17 GG enthält keine Ein-
schränkung auf Angele-
genheiten, die den Gefan-
genen selbst betreffen
(wie z. B. § 108 Abs. 1
Satz 1 StVollzG oder ent-
sprechendes Landes-
recht). Auch die Verlet-
zung eigener Rechte wie
in gerichtlichen Verfahren
(z. B. § 109 Abs. 2, § 115
Abs. 2 bis 4 StVollzG)
wird nicht vorausgesetzt.
Mit dem Petitionsrecht
können also neben Eigen-
interessen auch Fremd-
oder Allgemeininteressen
geltend gemacht wer-

liegen gleichzeitig an
mehrere Stellen (z. B. An-
staltleiter, Staatsanwalt-
schaft, Strafvollstre-
ckungskammer, Ministeri-
um). Die jeweiligen Ver-
fahren laufen parallel und
es stellt sich die Frage
nach dem Verhältnis der
Verfahren untereinander.
Das Petitionsverfahren mit
seinen geringen formellen
Hürden besitzt einen Ulti-
ma-Ratio-Charakter16.
Sofern kein unmittelbarer
Handlungsbedarf besteht,
ist es zulässig, die Ergeb-
nisse gerichtlicher oder
anderer Verfahren abzu-
warten17. Die Erkenntnis-
se aus diesen Verfahren

können dann in die sachli-
che Prüfung mit einflie-
ßen. Nicht zulässig wäre
eine bewusste
„Verschleppung“ des Be-
schwerdeverfahrens, son-
dern es bedarf eines
sachlichen Grundes für
eventuelle Verzögerun-
gen18.
[...]

VII. Gerichtliche Durch-
setzung des Be-
schwerderechtes nach
Artikel 17 GG
Verwaltungsgerichte
Die Erledigungspflichten,
insbesondere die Be-
scheidung, können ge-
richtlich durchgesetzt wer-

den. Zuständig sind auch
in vollzuglichen Angele-
genheiten die Verwal-
tungsgerichte19.

Der Petitionsbescheid ist
in der Sachentscheidung
aber nicht gerichtlich an-
greifbar, weil Artikel
17 GG dem Petenten kei-
nen Anspruch auf Erledi-
gung in seinem Sinne ein-
räumt. Der Bescheid re-
gelt nichts mit unmittelba-
rer rechtlicher Außenwir-
kung, sondern stellt nur
die tatsächliche Erfüllung
der Verpflichtung aus Arti-
kel 17 GG dar20. Auch Art
und Umfang der sachli-
chen Prüfung durch die

den15. In allen Fällen wird
die Bescheidungspflicht
ausgelöst, wobei aller-
dings bei Fremdinteres-
sen der Datenschutz zu
beachten ist.

Schriftliche und mündliche
Beschwerde
Die Beschränkung des
einfachgesetzlichen Be-
schwerderechtes der Ge-
fangenen (§ 108 Abs. 1
Satz 1 StVollzG oder ent-
sprechendes Landes-
recht) auf eigene Angele-
genheiten, entfaltet also
für die schriftliche Be-

schwerde keine Wirkung.
Das verfassungsrechtliche

Petitionsrecht greift unmit-
telbar ein, weil § 108
Abs. 1 Satz 1 StVollzG
Artikel 17 GG nicht einzu-
schränken vermag.

Alleine bei mündlichen

Beschwerden (§ 108
Abs. 1 Satz 2 StVollzG
oder entsprechendes Lan-
desrecht) sind die Gefan-
genen auf eigene Angele-
genheiten beschränkt,
weil der Wortlaut des Arti-
kels 17 GG nur schriftliche
Bitten und Beschwerden
einbezieht.

VI. Verhältnis zu gericht-
lichen und anderen Ver-
fahren
Parallel laufende Verfah-
ren
Nicht selten wenden sich
Gefangene mit ihren An-

„Der Petitionsbescheid ist

in der Sachentscheidung

aber nicht gerichtlich

angreifbar, weil Artikel 17

GG dem Petenten keinen

Anspruch auf Erledigung in

seinem Sinne einräumt.“

UNMITTELBARES VERFASSUNGSRECHT IM JUSTIZVOLLZUG
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zuständige Stelle unterlie-
gen nicht der Nachprü-
fung durch die Gerichte21.
[…]

Quellen:

1 Vgl. BVerwG, Beschl. v.
1. September 1976 - VII
B 101.75 - juris, dort Rn.
12.

2 Vgl. BRENNER in: v.
MANGOLDT/KLEIN/
STARCK, Grundgesetz,
Kommentar, 6. Auflage
2010, Artikel 17 Rn. 21.

3 Vgl. OLG Celle, Beschl.
v. 15. Februar 2008 - 1
Ws 41/08 (StrVollz) - juris,
dort Rn. 6.

4 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
22. April 1953 - 1 BvR
162/51 - juris, dort Rn. 27
ff. ; BVerfG, Beschl. v. 15.
Mai 1992 - 1 BvR 1553/90
- juris, dort Rn. 16.

5 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
22. April 1953 - 1 BvR
162/51 - juris, dort Rn. 29.

6 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
15. Mai 1992 - 1 BvR
1553/90 - juris, dort Rn.
20.

7 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
22. April 1953 - 1 BvR

14 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
1. August 1978 - 2 BvR
1013/77 u. a. - juris, dort
Rn. 109 und 130.

15 Vgl. JARASS in: JA-
RASS/PIEROTH, Grund-
gesetz, Kommentar, 11.
Auflage 2011, Artikel 17
Rn. 5; BRENNER in: v.
MANGOLDT/KLEIN/
STARCK, Grundgesetz,
Kommentar, 6. Auflage
2010, Artikel 17 Rn. 29.

16 Vgl. BVerwG, Urt. v. 9.
März 1994 - 2 WD 30/93 -
juris, dort Rn. 19.

17 Vgl. VG Wiesbaden,
Gerichtsbescheid v. 4.

Dezember 2008 - 4 E
1406/07(2) - Veröffentli-
chung nicht bekannt.

18 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
11. Juni 2007 - 1 BvR
1033/07 - juris, dort Rn. 3.

19 Vgl. ARLOTH, Strafvoll-
zugsgesetze, Kommentar,
3. Auflage 2011, § 108
StVollzG Rn. 6 m. w. N.;
KAMANN/SPANIOL in:
FEEST/LESTING, Straf-
vollzugsgesetz, Kommen-
tar, 6. Auflage 2012, §
108 Rn. 14.

20 Vgl. BVerwG, Beschl. v.
1. September 1976 - VII
B 101.75 - juris, dort

Rn. 12.

21 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
15. Mai 1992 - 1 BvR
1553/90 - juris, dort Rn.
20.

162/51 - juris, dort Rn. 29.

8 Vgl. BVerwG, Beschl. v,
1. September 1976 - VII
B 101.75 - juris, dort Rn.
12 m. w. N.

9 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
22. April 1953 - 1 BvR
162/51 - juris, dort Rn. 30;
BVerfG, Beschl. v. 15. Mai
1992 - 1 BvR 1553/90 -
juris, dort Rn. 18.

10 Z. B. § 13 des Gesetzes
über die Behandlung von
Petitionen durch die Bre-
mische Bürgerschaft: „Die

Vorsitzende oder der Vor-
sitzende des jeweiligen
Petitionsausschusses un-
terrichtet die Petentin oder
den Petenten schriftlich
über die Entscheidung der
Bürgerschaft und teilt da-
bei die wesentlichen
Gründe für diese Ent-
scheidung mit.“; vgl. auch

BVerfG, Beschl. v. 15. Mai
1992 - 1 BvR 1553/90 -
juris, dort Rn. 23.

11 BVerfG, Beschl. v, 15.
Mai 1992 - 1 BvR 1553/90
- juris, dort Rn. 23.

12 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
12. Mai 2009 - 1 BvR
2272/04 - juris, dort Rn.
36 ff.
1

3 Vgl. BVerfG, Beschl. v.
12. Dezember 1990 - 1
BvR 839/90 - juris, dort
Rn. 21.

UNMITTELBARES VERFASSUNGSRECHT IM JUSTIZVOLLZUG
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einer Opferperspektive.
4 Erst seit neuerer Zeit
finden Aspekte des Op-
ferschutzes in größerem
Umfang Berücksichti-
gung bei der Gesetzge-
bung im Bereich des
Justizvollzuges.5 Diese
Entwicklung ist zu be-
grüßen und erscheint
überfällig; indes wirken
die in den vergangenen
Jahren zum Beispiel in
Bayern, Hessen und
Baden-Württemberg in
Kraft getretenen Nor-
mierungen noch zu se-
lektiv. Anzustreben ist

Tatausgleich und Opferschutz
von Holger Joiko und Claudia Gelber

DIE OPFERPERSPEKTIVE IM STRAFVOLLZUG

I. Einführung

Der Justizvollzugsbeauf-

tragte des Landes Nord-
rhein-Westfalen (NRW)
hat u.a. die Aufgabe, an
der konzeptionellen Wei-
terentwicklung des Straf-
vollzuges mitzuwirken. Im
Zuge dessen hat er, ge-
tragen vom politischen
Willen der Landesregie-
rung in NRW1, ein Projekt
initiiert, welches sich die
Förderung einer opferbe-
zogenen Vollzugsgestal-
tung zum Ziel gesetzt

hat.2 In der Justizvoll-
zugsanstalt (JVA)
Schwerte werden der-
zeit erste Elemente die-
ses konzeptionellen An-
satzes in der Vollzugs-
praxis erprobt.3

II. Ausgangspunkt und
gesetzliche Regelung

Das deutsche Straf- und
Strafprozessrecht stellt
von jeher den Täter in
den Mittelpunkt; auch
das Strafvollzugsrecht
war lange Zeit frei von
jeglichen Elementen

matischer als bisher) zu
berücksichtigen. Zur
praktischen Umsetzung
bedarf es indes näherer
Konkretisierung, um der
Gefahr zu begegnen, die
hiermit verfolgte Intention
auf abstrakter Ebene
„verhungern“ zu lassen.
Folgende Kernbereiche
können herausgearbeitet
werden:

a) Tatausgleich, insbe-
sondere Täter-Opfer-
Ausgleich (TOA)

Auch im Strafvollzug soll

zum etwaigen Strafvoll-
zug nicht nur erstrebens-
wert, sondern unabding-
bar.

III. Opferbezogene
Vollzugsgestaltung

1. Bedeutung und Kern-
bereiche

Der Begriff der opferbe-
zogenen Vollzugsgestal-
tung ist nicht neu.10 Er
beinhaltet den Grundge-
danken, berechtigte Be-
lange der Opfer bei der
Gestaltung des Vollzu-
ges (stärker und syste-

des Grundgesetzes,
dass den Opfern nach-
träglich Entschädigung
und Hilfe zu gewähren
ist.8 Diese Grundsätze
dürfen dabei auch nach
dem Urteilsspruch und
mit Beginn des Strafvoll-
zugs nicht außer Acht
bleiben. Das Opfer darf
von den staatlichen Or-
ganen nicht allein gelas-
sen werden. Es bedarf
mitunter einer Resoziali-
sierung.9 Die weiterge-
hende Berücksichtigung
von Opferschutzinteres-
sen ist vor diesem Hin-
tergrund in allen Stadien
des Verfahrens bis hin

vielmehr eine systemati-
sche Erfassung und ent-
sprechende gesetzliche
Verortung.6 Eine solche
hat unlängst in NRW
stattgefunden, wo seit
dem 1. Juni 2013 das
Gesetz zur Regelung des
Vollzuges der Siche-
rungsverwahrung
(SVVollzG) gilt. Nament-
lich § 7 SVVollzG NRW
führt das Prinzip einer
opferbezogenen Voll-
zugsgestaltung als allge-
meinen Grundsatz ein.

Die bisherige weitgehen-
de „funktionale Redukti-
on“ des Opfers auf seine

Rolle als Beweismittel im
Strafprozess erscheint
nicht nur aus Sicht der
unmittelbar betroffenen
Verbrechensopfer unbe-
friedigend. Auch unter
Berücksichtigung verfas-
sungsrechtlicher Grunds-
ätze ist diese Sichtweise
bedenklich, da der Staat
zum Schutz seiner Bür-
ger verpflichtet ist und
zwar umso intensiver je
konkreter sich die Gefahr
darstellt.7 Für den Fall,
dass eine Straftat nicht
verhindert werden kann,
folgt aus der staatlichen
Schutzpflicht nach Art. 2
Abs. 2 i.V.m. Art 1 Abs. 1

Claudia Gelber (links)

Vorsitzende Richterin am

Landgericht Bonn

und Holger Joiko

Staatsanwalt und Stellvertreter

des Justizvollzugsbeauftragten

des Landes Nordrhein-Westfalen

Die Justizvollzugsanstalt Schwerte
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müssen und keinen
rechten Ansprechpart-
ner zu finden. Mit Opfer-
schutz ist in diesem Zu-
sammenhang mithin ein
konkreter, individueller
Schutz des Opfers oder
anderer Personen des
sozialen Nahraumes im
Hinblick auf mögliche
Konfrontationen mit dem
noch inhaftierten oder
bereits entlassenen Tä-
ter gemeint.

Gefangene haben die
Möglichkeit Außenkon-
takte zu pflegen, insbe-
sondere Besuche zu

empfangen und schrift-
lich oder fernmündlich zu
kommunizieren, nicht
selten auch von oder mit
dem Opfer oder Perso-
nen aus dessen sozia-
lem Nahraum. Inhaftierte
kommen überdies im
weiteren Verlauf der In-
haftierung gewöhnlich in
den Genuss von voll-
zugsöffnenden Maßnah-
men. Irgendwann wer-
den die allermeisten Ge-
fangenen - bedingt oder
endgültig - zudem ent-
lassen. In allen diesen
Fällen kann eine potenti-
elle Gefahr für das Opfer

nen Vollzugsgestaltung
stellt der Opferschutz
dar. Opfer fürchten sich
zuweilen vor einer plötzli-
chen Begegnung mit dem
(noch) inhaftierten Täter.
Nicht selten haben Ver-
letzte das Bedürfnis, sich
auf eine Begegnung mit
dem Täter einstellen zu
können und wünschen
daher entsprechende
Informationen. Dabei
scheuen sie oftmals die
Kontaktaufnahme mit den
Institutionen (Staats-
anwaltschaft, Gericht,
JVA), etwa aus Sorge,
sich ständig erklären zu

„Eine große – schwierige

aber lohnenswerte – Aufgabe

ist desweiteren, den von

„draußen“ bekannten TOA

vermehrt auch im Vollzug mit

inhaftierten Tätern zu

realisieren.“

schuldigung des Gefan-
genen zum Ausdruck
gelangen. Auch kommt
die Abgabe einer soge-
nannten Schutzerklä-
rung in Betracht.11

Eine große – schwierige
aber lohnenswerte12 –
Aufgabe ist desweite-
ren, den von „draußen“
bekannten TOA ver-
mehrt auch im Vollzug
mit inhaftierten Tätern
zu realisieren. Wichtig
erscheint hierbei, exter-
ne Fachstellen einzu-
schalten. Hierdurch soll
einerseits Professionali-

tät gesichert und die
Neutralität unterstrichen,
andererseits aber auch
ein vertrauensvoller wei-
terer Umgang zwischen
Häftlingen und Gefäng-
nismitarbeitern gewähr-
leistet werden. Im Ergeb-
nis kann sich ein durch-
geführter TOA für den
weiteren Vollzug des
Täters positiv auswir-
ken,13 wenn und soweit
bei ihm eine konstruktive
Auseinandersetzung mit
seiner Tat und den Fol-
gen für das Opfer zu
konstatieren ist. Ande-
rerseits darf ein Fehl-

nach Möglichkeit ein Tat-
ausgleich erzielt bzw.
gefördert werden. Ein
solcher kann zunächst
materieller Natur sein.
Der Täter kann einen von
ihm angerichteten finan-
ziellen Schaden ausglei-
chen, wobei auch bereits
die (ratenweise) Zahlung
kleinerer Beträge im Ein-
zelfall geeignet sein
kann, die Herstellung von
Rechtsfrieden zu fördern.

Aber auch der immateri-
elle Tatausgleich soll ge-
fördert werden. Dieser
kann bereits in einer Ent-

auf die gesamte Straf-
rechtpflege beziehende)
Bewegung hat sich zum
Ziel gesetzt, nach einer
Straftat weniger die Be-
strafung des Täters,
sondern vielmehr die
Wiederherstellung der
hierdurch gestörten
(zwischenmenschlichen)
Beziehungen zu errei-

chen. Methoden bzw.
Verfahrensweisen der
RJ sind dabei z.B. Grup-
penarbeit mit Opfern,
(Familien-) Konferenzen
und Friedenszirkel.14 Es
gilt, die in der RJ liegen-
de Vielfalt von Möglich-
keiten im Hinblick auf
den vorliegenden Kon-
text „Strafvollzug“ zu
analysieren15 und für
Zwecke der angestreb-
ten sozialen Integration
nutzbar zu machen.

b) Opferschutz

Die zweite tragende
Säule der opferbezoge-

schlagen zu keinen nega-
tiven Konsequenzen füh-
ren, um nicht von vorn
herein Ängste zu schüren
und damit die Bereit-
schaft des Täters zu kon-
terkarieren.

Neben dem TOA als be-
kannte Technik der soge-
nannten Restorative Jus-
tice (RJ) bietet diese in-
ternationale Bewegung
eine Vielzahl von Denk-
ansätzen, die im Zuge
von Tatausgleichsüberle-
gungen aufgegriffen wer-
den könnten. Die
(vielschichtige und sich
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dem noch inhaftierten oder

bereits entlassenen Täter
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oder weitere konkret be-
troffene Personen vorlie-
gen. Eine überraschen-
de, unvorbereitete oder
gar unerwünschte Kon-
frontation mit dem Täter,
der nicht selten als
„Peiniger“ empfunden
wird, kann erhebliche
negative Konsequenzen
für das Opfer haben.

Die Maßnahmen zur Ge-
währleistung des so ver-
standenen Opferschut-
zes können vielfältig sein
und von Erkundungen im
sozialen Empfangsraum
über Verhaltensanwei-
sungen an den
(gelockerten oder ehe-
maligen) Gefangenen,
Hinweise auf Hilfsange-
bote an betroffene Per-
sonen, bis hin zur Ver-
netzung solcher Stellen,

existieren und dienen
Auskunftsrechte des
Opfers einer Straftat,
namentlich § 406d Straf-
prozessordnung (StPO)
sowie § 180 Abs. 5
StVollzG (des Bundes).17

Die Vorschriften regeln
zwar inhaltlich wichtige
Punkte und gewährleis-
ten theoretisch eine nicht
unerhebliche Information
des Opfers über für des-
sen Schutz bedeutsame
Umstände. Entschei-
dend für eine Stärkung
des Opferschutzes ist

insoweit aber nicht die
bloße Existenz solcher
Auskunftsrechte. Viel-
mehr muss die Inan-
spruchnahme und Erfül-
lung in zuverlässiger und
einfacher Form gewähr-
leistet werden. Hieran
scheint es bislang in der
Praxis allzu oft zu man-
geln.18 Dabei sind die
Probleme der Anwen-
dung bereits im Gesetz
selbst angelegt. So sind
neben divergierenden
Voraussetzungen und
Rechtsfolgen unter-

wechselseitig zuwider-
laufen.

IV. Opferinformations-
rechte

Um überhaupt in der
Lage zu sein, sich auf
eine – wie auch immer
geartete – Begegnung
mit dem Täter einzustel-
len, muss das Opfer
über bestimmte Informa-
tionen, z.B. zu anstehen-
den vollzugsöffnenden
Maßnahmen oder dem
Zeitpunkt der Entlas-
sung, verfügen. Hierzu

richtet sich nicht gegen
den Täter.16 Sie darf
nicht als Mittel dienen,
den Vollzug zu ver-
schärfen, die Opferinte-
ressen quasi gegen den
Anspruch des Gefange-
nen auf resozialisieren-
de Behandlung auszu-
spielen. So sollen dem
Täter bspw. vollzugsöff-
nende Maßnahmen
nicht etwa wegen des
Opferbezuges verwehrt
werden. Im Gegenteil
kann in diesen Fällen

selbstverständlich zu ak-
zeptieren.

3. Kein „Vollzugsver-
schärfungsinstrument“

Sämtliche Aspekte einer
opferbezogenen Voll-
zugsgestaltung müssen
sich nicht nur mit dem
Vollzugsziel der Wieder-
eingliederung des Gefan-
genen vereinbaren las-
sen, sondern sie sollen
dieses im Ergebnis sogar
fördern. Die opferbezoge-
ne Vollzugsgestaltung

dem Opferschutz genü-
ge getan und gerade
hierdurch die Gewäh-
rung von Lockerungen
ermöglicht werden, z.B.
durch die Erteilung ent-
sprechender opferschüt-
zender Weisungen (wie
z.B. Kontakt- oder An-
näherungsverbote). Op-
ferschutz und Tataus-
gleich sowie Wiederein-
gliederung stehen mithin
in einem Ergänzungs-
verhältnis zueinander;
sie dürfen sich nicht

zeigt und angeboten
werden. Entscheidende
Bedeutung kommt in
diesem Zusammenhang
den sogenannten Opfer-
informationsrechten zu,
deren zufriedenstellen-
de Realisierung eben-
falls aktiven Opferschutz
darstellt (dazu sogleich
unter IV.).

c) Opferautonomie

Bei allen Maßnahmen
steht immer der Grund-
satz der Opferautono-
mie im Vordergrund. Es
darf und soll keinen
„aufgedrängten“ Schutz
und keinen
„erzwungenen“ Aus-
gleich geben. Stets
muss das Opfer einver-
standen sein und zu-
stimmen. Ein „Nein“ ist

Agenturen und Institutio-
nen im Rahmen eines
Übergangsmanage-
ments sein. Stets ist
Kommunikation und Ko-
operation in den Vorder-
grund zu stellen. Dem
Opfer (oder den konkret
betroffenen Dritten)
müssen Hilfen aufge-

„Stets ist Kommunikation und

Kooperation in den

Vordergrund zu stellen.“
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schiedliche Zuständigkei-
ten festzustellen. Wäh-
rend durch § 180 Abs. 5
StVollzG die JVAen zu
Auskünften berechtigt
werden, verpflichtet §
406d Abs. 2 StPO nach
herrschender Meinung
die Staatsanwaltschaften
bzw. Gerichte.19 Diesen
liegen allerdings in der
Regel wichtige Informati-
onen, über die sie Aus-
kunft zu erteilen haben
(z.B. der Zeitpunkt der
Gewährung vollzugsöff-
nender Maßnahmen),
nicht vor mit der Folge,
dass zunächst Erkundi-

Insgesamt ergeben sich
bereits aus den heute
existierenden gesetzli-
chen Grundlagen
(theoretisch) nicht uner-
hebliche Möglichkeiten
für Opfer, sich über den
in Haft befindlichen Täter
zu informieren. Überdies
besteht eine gesetzge-
berische Tendenz bzw.
Notwendigkeit, diese
auszuweiten. Problema-
tischer erscheint aus den
dargestellten Gründen
allerdings die verbesse-
rungswürdige Anwen-
dungspraxis. Als wesent-
licher Bestandteil der
Realisierung des Kon-

zeptes einer opferbezo-
genen Vollzugsgestal-
tung ist daher die Beru-
fung eines Ansprech-
partners für Opferbelan-
ge in den JVAen anzu-
sehen. Dies ist in Nord-
rhein-Westfalen nicht nur
in der Modellanstalt für
opferbezogene Vollzugs-
gestaltung – der JVA
Schwerte – bereits er-
folgt. Auch die JVA
Bielefeld-Brackwede
verfügt über Ansprech-
partner für Opferbelan-
ge. Weitere Anstalten
haben in Umsetzung des
neuen § 7 Abs. 3
SVVollzG NRW unlängst

durch eine Nr. 3 ergänzt,
wonach dem Verletzten
unter gewissen Voraus-
setzungen auf Antrag
auch die Gewährung
erneuter Vollzugslocke-
rungen mitzuteilen ist.

Ferner sind durch die
Richtlinie 2012/29/EU
des Europäischen Parla-
ments und des Rates
vom 25. Oktober 2012
über Mindeststandards
für die Rechte, die Un-
terstützung und den
Schutz von Opfern von
Straftaten21 Erweiterun-
gen von Opferinformati-
onsrechten zu erwarten.

Bereich der Sicherungs-
verwahrung zu verzeich-
nen. Es gilt hier seit
dem 1. Juni 2013 die
Vorschrift des § 106
SVVollzG NRW, der

die Entlassung aus der
Haft anstehen kann.

Eine positive Entwicklung
der Opferinformations-
rechte ist in NRW für den

Elemente der Regelun-
gen des § 180 Abs. 5
StVollzG und des §
406d Abs. 2 StPO für
seinen Anwendungsbe-
reich vereint. Überdies
werden die bestehen-
den Informationsrechte
zukünftig gesetzgebe-
risch weiter modifiziert:

Nach dem Gesetz zur
Stärkung der Rechte
von Opfern sexuellen
Missbrauchs (StORMG),
welches vom Bundestag
bereits verabschiedet
worden ist,20 wird das
Opferinformationsrecht
aus § 406d Abs. 2 StPO

„Als wesentlicher Bestandteil

der Realisierung des

Konzeptes einer

opferbezogenen

Vollzugsgestaltung ist daher

die Berufung eines

Ansprechpartners für

Opferbelange in den JVAen

anzusehen.“

406d StPO noch eine
Vielzahl weiterer Infor-
mationen. Auf das hier
in Rede stehende Recht
wird mithin zu einem
Zeitpunkt aufmerksam
gemacht, zu dem das
Opfer mit anderen, na-
heliegenderen und drän-
genderen Fragen be-
schäftigt ist. Die Opfer-
informationsrechte gera-
ten im Folgenden in
Vergessenheit, zumal
sich das Verfahren bis
zu einer (rechts-
kräftigen) Verurteilung
des Täters ziehen und
evtl. erst Jahre später

gungen angestellt wer-
den müssen. Dies alles
führt zu einer unfreundli-
chen Verwaltungspraxis.
Dabei ist zu berücksich-
tigen, dass die Informati-
onsrechte recht unbe-
kannt sind. Zwar erfolgt
eine Aufklärung der Op-
fer durch ein Formblatt.
Dieses wird jedoch - §
406h StPO folgend - in
der Praxis zu einem
sehr frühen Zeitpunkt im
Ermittlungsverfahren
durch die Polizei ausge-
händigt und enthält ne-
ben einem Hinweis auf
das Opferrecht aus §

„Die Opferinformationsrechte

geraten im Folgenden in

Vergessenheit, zumal sich

das Verfahren bis zu einer

(rechts-kräftigen) Verurteilung

des Täters ziehen und evtl.

erst Jahre später die

Entlassung aus der Haft

anstehen kann.“

DIE OPFERPERSPEKTIVE IM STRAFVOLLZUG

6ʑʛ ʖQʋȾʑʛ Sȯɰɴ ʙʦ Qɒ�

¨ &ʝʢSʝUDɀɏ�,ȫ ʑQʤLʤɨ�

ʦ Qɍ �/ʝ\ɪʙLẂɢ�- %HʋP ɀɏ�
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Ansprechpartner er-
nannt.22 Hierdurch soll
Opfern nicht nur die
Scheu vor einer Kontakt-
aufnahme mit der JVA
genommen, sondern
auch eine sensible und
kompetente Bearbeitung
der Anliegen gewährleis-
tet werden.

V. Fazit und Ausblick

Der Strafvollzug hat sich
zum Ziel gesetzt, der Re-
sozialisierung von Straftä-
tern zu dienen und diese
zu fördern. Dabei sind
schützenswerte Opferin-
teressen lange stiefmüt-
terlich behandelt worden.

2011, S. 43 ff. sowie
für das Jahr 2012, S.
13 ff.

3. Hierzu ausf. Gelber/
Walter, BewHi 2013,
14 ff.

4. Tätigkeitsbericht des
Justizvollzugsbeauf-
tragten des Landes
NRW für das Jahr
2011, S. 43 ff.

5. Tätigkeitsbericht des
Justizvollzugsbeauf-
tragten des Landes
NRW für das Jahr
2011, S. 44 ff.; Gel-
ber/Walter, NStZ

Quellen

1. Vgl. hierzu Nummer
8 der Leitlinien der
Landesregierung
NRW zum Strafvoll-
zug, abgedruckt im
Tätigkeitsbericht des
Justizvollzugsbeauf-
tragten für das Jahr
2011, S. 318 ff., ab-
rufbar auch unter
www.justizvollzugsbe
auftragter.nrw.de

2. Eingehende Informa-
tionen hierzu: Tätig-
keitsberichte des
Justizvollzugsbeauf-
tragten für das Jahr

rung des Modells einer
opferbezogenen Voll-
zugsgestaltung eröffnet
für alle Beteiligten und
ihr zukünftiges Leben
positive Möglichkeiten.

rum, vor allem mit den
Folgen für das Opfer,
bietet Hoffnung auf Ent-
wicklung von Opferempa-
thie und insgesamt eine
eingehendere Auseinan-
dersetzung mit dem ver-
übten Unrecht. Dem Tä-
ter wird die Chance ein-
geräumt, Verantwortung
zu übernehmen und sei-
ne eigene Schuld verar-
beiten zu können. Seine
Wiedereingliederung wird
hierdurch gefördert. 24

Es liegt daher auf der
Hand: eine konsequente
Weiterverfolgung und
praktische Implementie-

Dies stellt ein Versäum-
nis dar, welches nicht
nur durch den Gesetz-
geber, sondern insbe-
sondere auch durch die
Vollzugspraxis aufzuho-
len ist. Entscheidend ist
die Erkenntnis, dass
sich das Resozialisie-
rungsziel und die Be-
achtung und Förderung
von Opferinteressen
keineswegs ausschlie-
ßen, sondern vielmehr
im Sinne einer sozialen
Integration ergänzen.
Der Weg hin zu einer in
erhöhtem Maße opfer-
bezogenen Vollzugsge-
staltung ist damit vorge-

zeichnet. Jede Nichtbe-
wältigung eines Tatge-
schehens ist für die psy-
chische und soziale
Integration der Täter
und Opfer negativ.23

Der Tatausgleich, ins-
besondere auch im
Rahmen der Durchfüh-
rung eines TOA, bewirkt
auf Seiten des Opfers
im Idealfalle die Chance
auf Rückkehr in ein
„normales“, angstfreies
Leben, mindestens aber
auf eine Verbesserung
der Situation durch Tat-
bewältigung. Die Be-
schäftigung des Täters
mit seiner Tat wiede-

2013, 76 f.

6. Gelber/Walter, Be-
wHi 2013, 10 ff.

7. BVerfGE 109, 133

8. Walther, GA 2007,
615

9. Schneider, Krimino-
logie, 1987, S. 774

10. Vgl. bereits Wulf,
ZfStrVo 1985, 67

11. Dies sind (Absichts-)
Erklärungen des Tä-
ters über zukünftiges
Tun oder Unterlas-
sen.
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12. Vgl. hierzu Gelber,
MschrKrim 2012, 142
ff.; Hartmann/Haas/
Steengrafe/Steudel,
TOA-Infodienst Nr. 44
(August 2012), 26 ff.

13. Hierüber ist das Opfer
selbstverständlich im
Vorfeld aufzuklären.

14. Grundlegend Lieb-
mann, Restorative
Justice – How it
works, London, 2007;
vgl. auch Domenig,
TOA-Infodienst Nr. 41
(August 2011) Sam-
melband Restorative
Justice, 1 ff.

15. Vgl. z.B. die EU-

23. Winter/Matt, NK
2012, 74

24. Vgl. zu den
(positiven) Möglich-
keiten einer Einbe-
ziehung des Opfers
in den Resozialisie-
rungsprozess schon
Müller-Dietz in:
Janssen/Kerner
(Hrsg.), Verbre-
chensopfer, Sozial-
arbeit und Justiz –
Das Opfer im Span-
nungsfeld der
Handlungs- und
Interessenkonflikte,
1985, S. 247 f.

Beitrages stand die
Verkündung des Ge-
setzes unmittelbar
bevor (vgl. auch BT–
Dr. 17/6261 vom
22.06.2011 und BR-
Dr. 253/13 vom
03.05.2013).

21. Amtsblatt der Europä-
ischen Union vom
14.11.2012 L 315/57

22. Dies betrifft die JVA-
en in Werl und in
Aachen. Darüber hin-
aus ist die Berufung
von Ansprechpart-
nern in der JVA Det-
mold und in der JVA
Geldern vorgesehen.

Projekte „Mediation
and RJ in prison
settings (abge-
schlossen) sowie
„RJ nach der Verur-
teilung; Opfer schüt-
zen und unterstüt-
zen“ (aktuell lau-
fend)

16. Gelber/Walter, Be-
wHi 2013, 10

17. § 180 Abs. 5
StVollzG gilt in allen
Bundesländern, die
noch nicht von der
ihnen seit 2006 zu-
stehenden Möglich-
keit Gebrauch ge-
macht haben, Straf-

vollzugsgesetze
oder Justizvollzugs-
datenschutzgesetze
zu erlassen, was
z.B. in NRW der Fall
ist. Zum Regelungs-
gehalt der im Text
genannten Vor-
schriften vgl. die
Rubrik „Recht“ in
diesem Heft.

18. Vgl. Gelber/Walter
NStZ 2013, 77

19. Meyer-Goßner,
Strafprozessord-
nung, 55. Aufl.
2012, § 406d Rn. 3

20. Zum Zeitpunkt der
Endredaktion dieses
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Schadensersatz statt Strafe?

v o n B e r n d - D i e t e r M e i e r

Kriminalpolitische Dis-

kussionen kreisen gele-

gentlich um die Frage, ob

und inwieweit die Ver-

pflichtung zum Schadens-

ersatz eine Alternative zur

staatlichen Strafe sein

kann. Mit der Frage ver-

bindet sich in der Regel

die Hoffnung auf eine Ent-

lastung der Strafjustiz,

aber auch die Verbesse-

rung der Position des Ge-

schädigten wird als Kon-

sequenz genannt. In der

Vergangenheit hat es im-

mer wieder entsprechen-

de Vorschläge gegeben.

Erinnert sei an die Emp-

fehlungen der niedersäch-

sischen Kommission zur

Reform des Strafrechts

von 19921 oder den schon

1974 vorgelegten Entwurf

eines Gesetzes gegen

Ladendiebstahl.2 Im Som-

mer diesen Jahres war die

Frage Gegenstand einer

kontroversen Diskussion

auf einer Tagung, die vom

Arbeitskreis „Strafjustiz in

Niedersachsen“ in der Ev.

Akademie in Loccum ver-

anstaltet wurde. 3

Das Thema hat eine hohe

praktische Relevanz. Ob-

wohl im Bereich der Baga-

tellkriminalität die „private“

Konfliktlösung im Vorder-

grund steht (Abnahme der

Sache, Zahlung einer

Fangprämie, Hausverbot,

erhöhtes Beförderungs-

entgelt etc.), beschäftigen

die Delikte die Strafjustiz

in erheblichem Maß. Da-

bei stechen insbesondere

der Ladendiebstahl mit

bundesweit ca. 370.000

Fällen jährlich und die

Beförderungserschlei-

chung mit 240.000 Fällen

heraus.4 Zwar werden die

meisten dieser Verfahren

nach Opportunitätsge-

sichtspunkten eingestellt.

In einer Untersuchung zur

Diebstahlskriminalität in

Niedersachsen, bei der

entweder ein Strafbefehl

oder ein Urteil ergangen

war, zeigte sich jedoch,

dass die Bagatellkriminali-

tät auch auf der gerichtli-

chen Ebene noch eine

beachtliche Rolle spielt: In

einem Drittel der wegen

Diebstahls abgeurteilten

Fälle (34,0 %) lag der

Wert des Diebesguts un-

ter 10 €, in der Hälfte der

Fälle (50,7 %) unter 20 €

und in zwei Drittel (69,8

%) unter 50 €.5 Durch die

materielle Entkriminalisie-

rung könnten hier für die

Justiz erhebliche Entlas-

tungen erzielt werden.

Aber ist dieser Weg gang-

bar? Kann die Strafe

durch rein zivilrechtliche

Lösungen substituiert wer-

den? Aus wirtschaftswis-

senschaftlicher Sicht

scheint die Antwort ein-

deutig zu sein: Nein, eine

Ersetzung ist nicht mög-

lich, die Strafe ist unver-

zichtbar. Als allgemeine

Lösung taugt die Scha-

densersatzpflicht schon

deshalb nicht, weil nicht

alle Delikte ein persönlich

betroffenes Opfer haben,

das den Schadensersatz-

anspruch geltend machen

kann; „victimless crimes“

wie die folgenlose Trun-

kenheitsfahrt können nur

durch den Staat verfolgt

werden. Aber auch bei der

opferbezogenen Kriminali-

tät kommt die Ersetzung

dann nicht in Betracht,

wenn der Täter vermö-

genslos ist. Von den Wirt-

schaftswissenschaften

werden hier nichtpekuniä-

re Sanktionen, insbeson-

dere Freiheitsentzug für

erforderlich gehalten, um

die notwendige Abschre-

ckungswirkung zu erzeu-

gen.

Aus strafrechtlicher und

kriminologischer Sicht ist

die Antwort weniger ein-

deutig. Das der ökonomi-

schen Analyse des

Rechts zugrunde liegende

Entscheidungsmodell, das

nach dem Ergebnis von

Kosten-/Nutzen-Abwägun-

gen fragt, ist durch die

empirisch-kriminologische

Forschung nicht hinrei-

chend belegt. Zumindest

bei der schwereren Krimi-

nalität ist die Abschre-

Prof. Dr. jur.

Bernd-Dieter Meier

Lehrstuhlinhaber für Straf-

recht, Strafprozessrecht und

Kriminologie der Leibniz

Universität Hannover

Die Leibniz Universität in Hannover

ALTERNATIVEN ZUM STRAFRECHT
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ckungswirkung der Strafe

nicht nachweisbar, hier

spielen Gesichtspunkte

wie die moralische Ver-

bindlichkeit der Norm eine

größere Rolle. Bei der

leichteren Kriminalität

mag das Strafrecht zwar

eine abschreckende Wir-

kung haben; hier geht der

Abschreckungseffekt aber

nicht von der Schwere der

drohenden Sanktion aus,

sondern von der Ent-

deckungs- und Bestra-

fungswahrscheinlichkeit.6

Dabei ist derzeit noch völ-

lig unklar, ob die Abschre-

ckungswirkung wirklich an

die Rechtsfolge „Strafe“

mit der öffentlichen Stig-

matisierung durch das

Urteil gebunden ist oder

ob es nicht vielmehr die

erwarteten faktischen

Nachteile und die mit

ihnen verbundenen Belas-

tungen sind, die die

Rechtsadressaten zur

Normbefolgung motivie-

ren. Soweit letzteres der

Fall ist, kann auch die zi-

vilrechtliche Schadenser-

satzpflicht, ggf. in Kombi-

nation mit weiteren Nach-

teilen wie dem Hausver-

bot handlungsleitend wir-

ken.

Aus straf- und sanktions-

rechtlicher Sicht kommt

hinzu, dass die Strafzu-

messung auch bei ein-

kommens- und vermö-

genslosen Tätern an das

Schuldprinzip gebunden

Der Rückzug des Straf-

rechts geht mit einer

Rückverlagerung von Ver-

antwortung einher, die

von den Geschädigten

auch wahrgenommen

werden können muss. Der

hierfür erforderliche breite

kriminalpolitische Kon-

sens ist derzeit nicht in

Sicht.

Quellen

1. P.-A. Albrecht u.a.,
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1992.
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1974.

3. Schaede (Hrsg.), Strafe

– wozu? Auf welchem

Weg und wohin entwi-

ckelt sich die Kriminal-

politik?, Loccumer Pro-

tokolle 27/13.

4. Polizeiliche Kriminalsta-

tistik 2011, 41, 43.

5. Poltrock, Gleichbe-

handlung oder alters-

entsprechende Diffe-

renzierung, 2013, 269 f.

6. Meier, in: H.J. Schnei-

der (Hrsg.), Internatio-

nales Handbuch der

Kriminologie, Bd. 1,

2007, 996 ff.

7. BGHSt 52, 84 (86 ff.);

Fischer, StGB, 60.

Aufl., 2013, § 47 Rn. 6.

8. Jehle u.a., Legalbewäh-

rung nach strafrechtli-

chen Sanktionen, 2010,

63.

„Bei der leichteren

Kriminalität mag das

Strafrecht zwar eine

abschreckende Wirkung

haben; hier geht der

Abschreckungseffekt aber

nicht von der Schwere der

drohenden Sanktion aus,

sondern von der

Entdeckungs- und

Bestrafungs-

wahrscheinlichkeit.“

ist. Ein Wechsel der Straf-

art, wie er aus wirtschafts-

wissenschaftlicher Sicht

angezeigt erscheint,

kommt nur unter den en-

gen Voraussetzungen des

§ 47 StGB in Betracht.

Selbst bei Wiederholungs-

tätern sind im Bagatellbe-

reich in der Regel keine

Freiheitsstrafen zulässig,

die die Schwelle von ein

oder zwei Monaten über-

steigen.7 Dabei ist zweifel-

haft, welche präventiven

Effekte sich hiermit erzie-

len lassen. Die Rückfall-

quoten sind jedenfalls be-

trächtlich: Bei unbeding-

ten Freiheitsstrafen von

weniger als 6 Monaten

wird mehr als die Hälfte

der Entlassenen (53,8 %)

innerhalb von 3 Jahren

erneut verurteilt, in den

weitaus meisten Fällen

wieder zu einer Freiheits-

strafe ohne Bewährung.8

Die Steuerungswirkung

des Strafrechts stößt hier

augenscheinlich an Gren-

zen.

Was folgt daraus? Die

Frage, ob Strafe durch die

Verpflichtung zum Scha-

densersatz abgelöst wer-

den kann, lässt sich nicht

allein anhand theoreti-

scher Modelle beantwor-

ten. Erforderlich sind eine

genaue Analyse des De-

liktsbereichs, die empi-

risch fundierte Gegen-

überstellung der mit den

strafrechtlichen und rein

zivilrechtlichen Lösungen

erzielbaren Wirkungen

sowie die kriminalpoliti-

sche Auseinandersetzung

mit der Frage, inwieweit

dem Geschädigten der

eigenverantwortliche

Schutz seiner Rechtsgüter

zugemutet werden kann.

ALTERNATIVEN ZUM STRAFRECHT
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Akteninformationen von

2405 männlichen deut-
schen Erstinhaftierten aus

dem norddeutschen Ju-

gendstrafvollzug, die im

Zeitraum von 1998 bis
2008 während der Haft und

nach der Entlassung wie-

derholt im Rahmen von
Interviews befragt wurden.

Zusätzlich wurden anhand

des Erziehungs- und Bun-

deszentralregisters die
Delinquenzverläufe der

Studienteilnehmer vom 14.

bis zum 25. Lebensjahr
rekonstruiert.

und in Haft erfolgte Maß-

nahmen sind dabei mit zu
berücksichtigen. Anhand

dieser Maßgabe wurde die

von der Deutschen

Forschungsgemeinschaft
(DFG) geförderte Längs-

schnittstudie „Entwicklungs

-folgen der Jugendstra-
fe“ (2004-2012) konzipiert,

die am Kriminologischen

Forschungsinstitut Nieder-

sachsen (KFN) begonnen
und ab 2009 an der Tech-

nischen Universität Braun-

schweig fortgeführt wurde.
Datenbasis der Studie wa-

ren Selbstangaben und

Die in der Strafvollzugsfor-

schung immer wieder aufge-

worfene Frage „Was wirkt?“,

greift bekanntermaßen zu

kurz und ist durch die Frage
„Was für wen unter welchen

Umständen wirkt?“ zu präzi-

sieren (Lösel, 1998). Eine
differenzierte Antwort setzt

voraus, intraindividuelle Ver-

änderungen im delinquenten

Verhalten über verschiedene
Lebensphasen hinweg zu

erfassen und die jeweiligen

Risiko- und Schutzfaktoren
der Rückfälligkeit zu identifi-

zieren. Sanktionswirkungen

Die Entwicklungsverläufe von Jugendstrafgefangenen

von Daniela Hosser

DIE ENTWICKLUNGSVERLÄUFE VON JUGENDSTRAFGEFANGENEN

mit über 80% der überwie-

gende Teil der Befragten
retrospektiv so ein.

Spätstartende Persisters
(42%): Das Risiko eines

BZR-Eintrages nimmt im

Verlauf der Adoleszenz
stetig zu und erreicht mit 18

Jahren den Höhepunkt.

Danach sinkt die Wahr-

scheinlichkeit langsam,
bleibt aber mit einem allge-

meinen Rückfallrisiko von

40% im Alter von 25 Jahren
im mittleren Bereich. Das

hervorstechende Merkmal

werden, die nach der Ent-

lassung den Berufseinstieg
förderte. Oft lebten die Be-

fragten nach der Entlas-

sung in einer festen Part-

nerschaft. Wiederverurteilt
wurden 54%, erneut inhaf-

tiert nur 17%. Ein Rückfall

wurde durchschnittlich erst
zwei Jahre nach der Entlas-

sung aus dem Jugendstraf-

vollzug registriert. Die

Resozialisierungsbemühun-
gen im Vollzug scheinen

den Weg aus der Delin-

quenz vorgebahnt zu ha-
ben, zumindest schätzt dies

dem 18.-22. Lebensjahr,

der Gipfel bei 20 Jahren.
Durchschnittlich wurden

vier Delikte pro Person

registriert. Bei der ersten

Inhaftierung ist das Durch-
schnittsalter mit 22 Jahren

relativ hoch, ebenso die

Strafdauer mit 31 Monaten.
Als Indexdelikt treten über-

proportional häufig Gewalt-

delikte, vor allem Tötungs-

delikte auf (14%). In Kind-
heit und früher Jugend wur-

de delinquentes Verhalten

nur selten registriert. In Haft
oder nach der Entlassung

konnte häufiger erfolgreich

eine schulische oder beruf-

liche Ausbildung absolviert

Prof. Dr. Daniela Hosser

Technische Universität Braun-

schweig - Institut für Psychologie

Zum Zeitpunkt ihrer ersten

Inhaftierung im Jugendstraf-
vollzug waren die Teilneh-

mer, durchschnittlich 20

Jahre alt, ihre Strafdauer

betrug im Mittel 20 Monate.
In 52% der Fälle war das

Indexdelikt ein Gewaltdelikt,

bei 33% ein Aneignungsde-
likt. Im Beobachtungszeit-

raum, der für fast alle Teil-

nehmer mindestens 4 Jahre

bis nach der ersten Entlas-
sung aus dem Jugendstraf-

vollzug reichte, wurden 83%

wiederverurteilt und 52%
erneut inhaftiert. Bis zum

25. Lebensjahr gelang 37%

der (vorläufige) Ausstieg

aus der Kriminalität, 63%

wurden bis zum 25. Le-

bensjahr erneut straffällig.

Bei der Analyse der Delin-

quenzverläufe vom 14. bis
zum 25. Lebensjahr konn-

ten vier Gruppen identifi-

ziert werden, die bezüglich
Rückfallraten, Delinquenz-

belastung, Risiko- und

Schutzfaktoren variieren:

spätstartende Desisters,
spätstartende Persisters,

frühstartende Persisters

und frühstartende Desis-
ters (Taefi & Hosser,

2011):

Spätstartende Desisters

(5%): Die Hochphase der

Delinquenz liegt zwischen

Die Technische Universität in Braunschweig
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ist der über den Entwick-

lungsverlauf konstant hoch
bleibende Anteil an Sub-

stanzmittelabhängigen, da-

runter vermehrt Heroinab-

hängigen. Bei der ersten
Inhaftierung fanden sich in

der Gruppe die kürzesten

Haftstrafen, überwiegend
aufgrund von Aneignungsta-

ten. Die Straftaten wurden in

fast der Hälfte der Fälle un-

ter Substanzeinfluss began-
gen. Der Anteil an Hepatitis

erkrankten Personen ist mit

knapp 12% zwei Jahre nach
der Haftentlassung ver-

gleichsweise hoch. Die Ver-

mittlung in Arbeit oder Be-

treuungsmaßnahmen nach
Haftentlassung gelingt

kaum. Die Gründung einer

Familie erweist sich in die-

ser Gruppe nicht als
Schutzfaktor, da Beziehun-

gen überwiegend als un-

glücklich beschrieben wer-

den. Rückfällig wurden
93%, davon wurden 58%

erneut inhaftiert. Bis zum

25. Lebensjahr wurden im
Durchschnitt knapp 11

Delikte pro Person regis-

triert.

Frühstartende Persisters

(21%): Der Delinquenzver-
lauf ist ab dem 14. Lebens-

jahr von einer hohen, erst

im frühen Erwachsenenal-

ter langsam sinkenden,
Kriminalitätswahrschein-

lichkeit gekennzeichnet.

Die Delinquenzbelastung
ist in der Summe mit

durchschnittlich 13 Delik-

ten pro Person am höchs-

ten, das Deliktspektrum ist
breit gefächert. In der Kind-

heit waren frühes antisozi-

ales Verhalten, Betreuung
durch das Jugendamt,

Alkohol- oder Drogenab-

hängigkeit eines Erzie-

hungsberechtigten, krimi-
nelle Vorbelastung eines

Erziehungsberechtigten,

wert und Normorientierung

zu und bleiben verhältnis-
mäßig hoch.

Zusammenfassend betrach-
tet, sind die gefundenen

Entwicklungsverläufe an-

knüpfungsfähig an die Be-
funde weiterer

Delinquenzverlaufsstudien

(Dahle, 2005; Rosay & Eve-

rett, 2008; Stelly & Thomas,
2005). Die Ergebnisse ver-

weisen auf Ansatzpunkte für

die Vollzugsgestaltung und
Nachentlassungsbetreuung.

Insbesondere der hohe An-

teil von psychisch mehrfach

auffälligen und substanzab-
hängigen Inhaftierten mit

kurzen Haftstrafen stellt den

Jugendstrafvollzug vor gro-

physische Gewalterfahrun-

gen und Heimaufenthalte
überproportional häufig. Vor

der ersten Inhaftierung war

bereits knapp ein Viertel in

psychiatrischer Behandlung,
fast 70% haben Drogen-

probleme. Eine erneute Ver-

urteilung erfolgte i.d.R. in-
nerhalb des ersten Jahres

nach Haftentlassung, nahe-

zu 100% wurden wieder

verurteilt, über 70% erneut
inhaftiert. Diese Gruppe

entspricht derjenigen am

„Im Beobachtungszeitraum,

der für fast alle Teilnehmer

mindestens 4 Jahre bis nach

der ersten Entlassung aus

dem Jugendstrafvollzug

reichte, wurden 83%

wiederverurteilt und 52%

erneut inhaftiert. Bis zum 25.

Lebensjahr gelang 37% der

(vorläufige) Ausstieg aus der

Kriminalität, 63% wurden bis

zum 25. Lebensjahr erneut

straffällig.“

brauch sind vergleichweise

selten. Der Entwicklungs-
verlauf ist von einer deutli-

chen Deeskalation ge-

kennzeichnet. Zum Ende

des Beobachtungszeit-
raums leben viele nach

eigenem Bekunden zufrie-

den in festen Partnerschaf-
ten (71%). Nach anfängli-

cher fehlender sozialer

Integration und starker

Orientierung an den
Gleichaltrigen, nehmen im

Erwachsenenalter Selbst-

besten, die Terrie Moffitt

(1993) als „Life-Course-
Persisters“ bezeichnete.

Frühstartende Desisters
(32%): Der Gipfel der Kri-

minalitätsbelastung findet

sich bereits im 15. Lebens-
jahr, die Hochphase liegt

zwischen 14 und 17 Jah-

ren. Die Problembelastung

in der Kindheit gleicht der
vorherigen Gruppe. Auffäl-

lig ist der hohe Anteil an

Schulabbrechern (63%),
Drogen- und Alkoholmiss-

DIE ENTWICKLUNGSVERLÄUFE VON JUGENDSTRAFGEFANGENEN

Die Justizvollzugsanstalt Vechta - Jungtätervollzug
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ße Herausforderungen.

Diesbezüglich fehlen Res-
sourcen im Bereich der psy-

chiatrischen Versorgung und

Suchtbehandlung, effektive

Kurzzeitbehandlungspro-
gramme zur Förderung von

Compliance und sozialer

Kompetenz sowie ein auf
diese Klientel zugeschnitte-

nes Betreuungsangebot

nach Haftentlassung.

wachsenden“. Braun-

schweig.

Lösel, F. (1998). Evaluati-

on der Straftäterbehand-
lung: Was wir wissen und

noch erforschen müssen.

In R. Müller-Isberner & S.
Gonzalez-Cabeza (Hrsg.),

Forensische Psychiatrie:

Schuldfähigkeit, Kriminal-

therapie, Kriminalprogno-
se (S. 29-50). Möncheng-

ladbach: Forum Verlag

Godesberg.

Moffitt, T. E. (1993). Ado-

lescence-limited and life-
course persistent antisoci-

al behavior: A develop-

mental taxonomy. Psycho-

logical Review, 100, 674 -

701.

Rosay, A. B. and Everett,

R. S. (2008). Delinquency
Trajectories in Anchorage

and Fairbanks. Alaska Jus-

tice Forum 25, (3), 2–6.

Stelly, W. & Thomas, J.

(2005). Kriminalität im Le-
benslauf. TOBIAS-lib: Uni-

versitätsbibliothek Tübin-

gen.

Taefi, A. & Hosser, D.

(2011). Entwicklungsfolgen
der Jugendstrafe. Vortrag

auf dem 21. Niedersächsi-

schen Jugendgerichtstag.

Hannover: 8. September.

Quellen

Dahle, K.-P. (2005). Delin-

quenzverläufe über die Le-

bensspanne: Anwendungs-
perspektiven einer entwick-

lungsorientierten Sichtwei-

se. In K.-P. Dahle & R. Vol-
bert (Hrsg.), Entwicklungs-

psychologische Aspekte der

Rechtspsychologie (S. 79-

91). Göttingen: Hogrefe.

Hosser, D. (2012). Ab-

schlussbericht zum DFG
geförderten Projekt

„Entwicklungsfolgen der

Jugendstrafe. Eine längs-
schnittliche Untersuchung

von erstmals inhaftierten

Jugendlichen und Heran-

DIE ENTWICKLUNGSVERLÄUFE VON JUGENDSTRAFGEFANGENEN
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individuell angeordneten

Inklusiv- und Aus-

schlusszonen abglei-

chen und die Bewe-

gungsgeschwindigkeit

abschätzen kann.

Zusätzlich gaben 16

Gefangene schriftliche

Selbstauskünfte zur

EAÜ ab und neun wur-

den durch Studierende

Zusammenfassung von Erkenntnissen

zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung

aus einem bayerischen Pilotprojekt im offenen Vollzug
von Maike M. Breuer und Johann Endres

ELEKTRONISCHE AUFENTHALTSÜBERWACHUNG

In einem Pilotprojekt im

offenen Vollzug der Jus-

tizvollzugsanstalt Ebrach

wurde die elektro-

nische Aufenthaltsüber-

wachung (EAÜ) erprobt

(vgl. Breuer, Endres,

Vornholt & Müller, 2013;

Elektronische Aufent-

haltsüberwachung - Er-

kenntnisse aus einem

bayerischen Pilotprojekt

im offenen Vollzug in:

Bewährungshilfe, Nr.

60, S. 146 - 158). Insge-

samt 45 außenbeschäf-

tigte junge Gefangene

testeten das sogenann-

te 2-Track-System, das

Personen lokalisieren,

ihren Aufenthaltsort mit

ziert. Nach den Selbst-

auskünften erscheint die

EAÜ den Gefangenen

umso einschränkender,

je mehr objektive Frei-

räume bestehen. Ande-

rerseits könnte es die

Anreizfunktion stützen,

wenn Gefangene auf-

grund der EAÜ mehr

Freiräume erhalten, für

die sie ansonsten nicht in

Frage kämen.

Werden Lockerungen

und EAÜ kombiniert,

könnten sich spezifische

Vor- und Nachteile erge-

ben. Lockerungen sollen

erwünschtes Verhalten

fördern und belohnen.

Diese Anreizfunktion

könnte beeinträchtigt

werden, wenn die EAÜ

die wahrgenommene

Attraktivität von Voll-

zugslockerungen redu-

lästig, wenn sie sich in

Arbeitsräumen ohne

GPS-Empfang aufhalten

mussten. Sie riefen auch

die Befürchtung hervor,

sich im Ernstfall nicht

ausreichend vor falschen

Anschuldigungen schüt-

zen zu können. Bei einer

verpflichtenden Anord-

nung wäre es wichtig,

die Aufenthaltsorte auf

Empfangsstörungen zu

prüfen bzw. diese zu

bewältigen.

der Sozialpädagogik der

Universität Bamberg be-

fragt. Die technischen

Erfahrungen wurden vom

Dienstleiter des offenen

Vollzugs dokumentiert.

Durch die freiwillige Teil-

nahme ergab sich eine

künstliche Untersu-

chungssituation, so dass

die Befunde nicht auf

einen Realeinsatz gene-

ralisierbar sind. Es wur-

den jedoch Vor- und

Nachteile der EAÜ für

mögliche Anwendungen

im Strafvollzug herausge-

arbeitet.

Bei der EAÜ lässt sich

bedarfsgemäß variieren,

wann (unmittelbar oder

verzögert) und wie (SMS

oder E-mail) Alarme ge-

meldet werden. Aller-

dings war es aufgrund

von häufigen GPS-

Empfangsstörungen auf-

wändig, die Alarme abzu-

arbeiten. Für die Gefan-

genen waren die Alarme

Dr. Maike M. Breuer (links)

und Dr. Johann Endres

Kriminologischer Dienst des

bayerischen Justizvollzugs

Die Justizvollzugsanstalt Ebrach
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die EAÜ das wahrge-

nommene Risiko erhöht,

als Täter überführt zu

werden. Allerdings erfor-

dert die Kombination

von Lockerungen und

EAÜ einen hohen Ar-

beitsaufwand für einen

kurzen Einsatzzeitraum.

Zudem bleiben ebenfalls

bedeutsame Verstöße,

beispielsweise eine

Kontaktaufnahme zu

früheren Mittätern, un-

kontrollierbar.

ße aufdecken oder bewir-

ken, dass sich die Gefan-

genen besser an ihre

Weisungen halten. Ob

unter EAÜ Lockerungen

gewährt werden können,

die ansonsten zu riskant

erscheinen, hängt von

vielen Aspekten des Ein-

zelfalls ab. Während sich

spontane Impulstaten

durch die EAÜ vermutlich

nicht verhindern lassen,

könnten geplante Taten

vermindert werden, wenn

„Bei bestimmten

Problemkonstellationen

könnte die Regulierung des

Lebensstils unterstützt

werden.“

Aussagekraft des ge-

zeigten Verhaltens auch

geschwächt werden,

weil die Orte ohne EAÜ

vielleicht nicht gemieden

worden wären. Gut

nachvollziehbare Erklä-

rungen zur zeitlich be-

grenzten Anordnung der

EAÜ erscheinen wichtig,

um das Vertrauensver-

hältnis zwischen den

Gefangenen und Be-

diensteten nicht zu be-

lasten.

Die EAÜ könnte die Be-

handlungsfunktion von

Lockerungen unterstüt-

zen, wenn neue Verhal-

tensweisen eingeübt

werden sollen. Bei be-

stimmten Problemkons-

tellationen könnte die

Regulierung des Le-

bensstils unterstützt wer-

den, beispielsweise

durch die Auflage Orte

zu meiden, die einen

Rückfall in kriminalitäts-

begünstigende Gewohn-

Vollzugslockerungen sol-

len zudem Lernfortschrit-

te überprüfen und ver-

bleibende Schwierigkei-

ten sichtbar machen. Die-

se Erprobungsfunktion

unterstützend, könnten

durch die EAÜ aufent-

haltsortbezogene Aufla-

gen (z.B. sich von der

Wohnung des Opfers

oder bestimmten Gast-

stätten fern zu halten)

kontrollierbar werden.

Andererseits könnte die

ren, wenn Arbeitgeber

keine elektronisch über-

wachten Personen ein-

stellen möchten. Derzeit

scheint die EAÜ in der

Öffentlichkeit vor allem

mit gefährlichen Sexual-

straftätern assoziiert zu

werden. Selbst wenn

sich die mediale Auf-

merksamkeit mit der Zeit

verändern kann, werden

Stigmatisierungseffekte

vermutlich nicht voll-

ständig verschwinden.

Daher wären elektro-

nisch überwachte Perso-

nen auf den Umgang mit

solchen Problemen vor-

zubereiten.

Innerhalb des Strafvoll-

zugs könnte die EAÜ

eingesetzt werden, um

aufenthaltsbezogene

Weisungen bei unbeauf-

sichtigten Vollzugslocke-

rungen zu kontrollieren.

So könnte die EAÜ bis-

lang unerkannte Verstö-

heiten wahrscheinlich

machen.

Schließlich sollen Locke-

rungen soziale Kontakte

und organisatorische

Vorbereitungen auf ein

Leben in Freiheit ermögli-

chen. Dieser Eingliede-

rungsfunktion könnten

mögliche Stigmatisierun-

gen durch die EAÜ ent-

gegen wirken. So könnte

es die berufliche Wieder-

eingliederung erschwe-

ELEKTRONISCHE AUFENTHALTSÜBERWACHUNG

Gerät zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung (EAÜ)
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Auch wäre es möglich,

die gelockerte Beaufsich-

tigung der Gefangenen in

den Außenbereichen der

Justizvollzugsanstalten

durch die EAÜ zu ergän-

zen, damit die Gefange-

nen Entweichungen für

weniger aussichtsreich

halten. Vermutlich setzt

eine schnellere Verfol-

gung von Entwichenen

jedoch voraus, dass

Alarmmeldungen nur

selten eingehen. Zudem

sind Entweichungen oh-

nehin selten. Eine perso-

nelle Entlastung wäre

aufgrund der vielfältigen

Aufgaben des Allgemei-

wird die Idee, bereits

bestehende Überwa-

chungsmaßnahmen im

Strafvollzug durch eine

EAÜ zu ergänzen, der-

zeit nicht weiterverfolgt.

Andererseits erscheinen

viele der hier nur skiz-

zierten Aspekte, bei-

spielsweise auch die

technische Funktions-

weise, als zeitlich verän-

derbar und wären dann

erneut zu prüfen.

nen Vollzugsdienst

durch die EAÜ nicht zu

erwarten.

Schließlich werden Ein-

satzmöglichkeiten im

geschlossenen Vollzug

diskutiert, die eine Auf-

enthaltsregistrierung

aller Gefangenen und

einen zentralen und au-

tomatisierten Einschluss

erlauben. Solche Auto-

matisierungen würden

wahrscheinlich eine re-

duzierte persönliche

Betreuung der Gefange-

nen nach sich ziehen.

Aufgrund der Erkennt-

nisse des Pilotprojektes

„Aufgrund der Erkenntnisse

des Pilotprojektes wird die

Idee, bereits bestehende

Überwachungsmaßnahmen im

Strafvollzug durch eine EAÜ

zu ergänzen, derzeit nicht

weiterverfolgt.“

ELEKTRONISCHE AUFENTHALTSÜBERWACHUNG

Kontakt:

Dr. Maike M. Breuer

E-Mail

maike.breuer@jva-er.bayern.de

Telefon

0 91 31 / 782 - 155

Dr. Johann Endres

E-Mail

johann.endres@jva-er.bayern.de
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Wir bieten an:

 Organisation von Veranstaltungen

zu aktuellen Themen

 Beratung bei Projekten und Orga-

nisationsentwicklung

 Konzeption und Durchführung indi-

vidueller Personalauswahlverfah-

ren (Assessment Center) für Füh-

rungskräfte

 Managementtrainings zur Förde-

rung und Weiterentwicklung von

Nachwuchsführungskräften

 Beratung und Coaching von

Führungskräften

 Informationen über Trends und

aktuelle Veränderungsprozesse im

Justizvollzug u. a. durch die Her-

ausgabe unseres Newsletters

An Führungskräfte werden hohe

Anforderungen gestellt, an Füh-

rungskräfte im Justizvollzug Anforde-

rungen ganz besonderer Art. Auf sie

konzentrieren sich nicht nur Erwar-

tungen von Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern, sondern auch von Ge-

fangenen und von der Öffentlichkeit.

Erwartungen, die nicht einfach zu

erfüllen sind. Wie können vorhande-

ne Ressourcen besser genutzt wer-

den? Wie können Veränderungspro-

zesse begleitet und Innovationen

initiiert werden?

Wir unterstützen Führungskräfte im

Justizvollzug bei der Wahrnehmung

ihrer vielfältigen Aufgaben.

Unsere nächsten Veranstaltungen (Auszug)

Das gesamte Jahresprogramm 2014 können Sie als pdf-Datei
im Internet unter www.fajv.de herunterladen.

Datum Thema

10. - 11.02.2014
Kriminologische Forschung: Grundlagen von Behandlung,

Prognose und der Wirksamkeit des Strafvollzuges

18. - 19.02.2014

„Unterstützung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im

Umgang mit psychisch auffälligen Gefangenen

als Führungsaufgabe

15. - 16.04.2014 Projektmanagement

29. - 30.04.2014
"Nie mehr Ärger mit dem Ärger" - Zum Umgang mit Ärger

und Wut in der beruflichen Kommunikation

03. - 04.06.2014
„Neben dem Scheinwerferlicht“ - Außergewöhnliche und

erfolgreiche Konzepte und Projekte im Justizvollzug

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie

befinden sich in der Fuhsestraße 30 in Celle

Die Führungsakademie...

www.fajv.de

http://www.fajv.de
http://www.fajv.de
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www.fajv.de

Ihre Ansprechpartner für die Bereiche:

Führungsseminare, Personalförderprogramme, Organisationsberatung, Coaching

Rolf Koch Pädagoge

Telefon: (0 51 41) 59 39 459
E-Mail: rolf.koch@justiz.niedersachsen.de

Nachwuchsfördertrainings, Assessment Center, Organisationsberatung, Coaching

Kay Matthias Diplom-Psychologe

Telefon: (0 51 41) 59 39 449
E-Mail: kay.matthias@justiz.niedersachsen.de

Steuerungsverfahren, Betriebswirtschaft, Organisationsberatung, Coaching

Iris Werner Supervisorin

Telefon: (0 51 41) 59 39 469
E-Mail: iris.werner@justiz.niedersachsen.de

Veranstaltungsorganisation, Marketing, Rechnungswesen, Verwaltung, Newsletter

Michael Franke Diplom-Kaufmann

Telefon: (0 51 41) 59 39 479
E-Mail: michael.franke@justiz.niedersachsen.de

Veranstaltungsorganisation, Seminarvorbereitung, Verwaltung

Rita Stadie Bürokauffrau

Telefon: (0 51 41) 59 39 489
E-Mail: rita.stadie@justiz.niedersachsen.de
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